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Keueſte Tagesnachrichten
Eine Entſcheidung über die Umbildung des Kabinetts iſt

noch immer nicht getroffen Sie iſt erſt heute zu erwarten

t England ſteht im Zeichen des Großſtreiks, der weitere Be
rufsarten ergreift. Man erwartet ein Vorgehen der Regierung
gegen die Eiſenbahner.

Jn Bahern hat der Landesvorſtand der ſozia
liſtiſchen Partei ſeine Mitglieder in der Regierung auf
gefordert, die Mandate niederzulegen. S

Die von den Polen verſchleppten Oberſchleſier
ſind wieder ihrer Heimat zuge führt worden.

Die Entente hat die proviſoriſche Regierung in Litauen
anerkannt.

Der Berliner Metallarbeiterſtreik hat jetzt
auch die Firma Borſig ergriffen, womit die größte Loko
motivfabrik Deutſchlands ſtill gelegt iſt.

Clemencegu hat über die Maßregeln in Eupen und
Malmedy eine Note an die deutſche Regierung gerichtet.

Die Fiumekriſe hat wieder einen neuen Höhepunkt er
reicht. Das italieniſche Kabinett lehnte den Vorſchlag Wilſons,
Fiume zum Pufferſtaat zu machen, einſtimmig ab.

Die Kabinettsneubildung
Noch kein Ergebnis.,

Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“
Berlin, 29. September.

W. T. V. meldet:
Heute fand in der Reichskanzlei unter dem Vorſitz des

Reichskanzlers die Beratung des Kabinetts mit den Führern der
Mehrheitsparteien über die Umbildung der Regierung ſtatt. So
wohl die politiſchen als auch die Perſonalfragen wurden ein
gehend erörtert. Die Verhandlungen werden morgen weiter
geführt werden. Morgen werden auch die Fraktionen, denen die
letzte Entſcheidung zufällt und die bis heute ſich noch nicht ver
ſammeln konnten, zu der Frage Stellung nehmen.

Die Frage der ſachkundigen Staatsſekretäre für das Aus
wärtige Amt und das Reichsfinanzminiſterium ſcheint vorläufig
zurückgeſtellt worden zu ſein. Es entſpricht nicht den Tatſachen,
daß Graf Bernſtorff das Staatsſekretariat im Auswärtigen Amt
angeboten worden iſt, und daß er die Uebernahme des Amts ab
gelehnt hat.

Es beſteht der Plan, die Aufgaben des Wiederauf-
baues und der Wiedergutmachung, die gegenwärtig
vom Reichswirtſchaftsminiſterium abhängen, einem Wieder
aufbauminiſterium zu unterſtellen, das von einem demo
kratiſchen Miniſter geleitet werden ſoll. Für den Vorſitz im
Reichsrat wird vorausſichtlich ein Miniſter ohne Portefeuille
geſtellt werden.

Eine bayriſche Regierungskriſe
München, 29. September.

Wie die „Münchener Poſt“ meldet, iſt in Bayern eine Re
gierungskrif e eingetreten. Der Landesvorſtand der
ſozialdemokratiſchen Partei hat in einer zweitägigen Sitzung in
Nürnberg eingehend die politiſchen Schwierigkeiten der ſozial
demokratiſchen Regierungsmitglieder und die Stellung der
ſozialdemokratiſchen Partei zur geſamten Regierung beſprochen.
Die Landeskouferenz hat den ſozialdemokratiſchen Vertretern im
Miniſterium ihr volles Vertrauen ausgeſprochen. Sie empfin
det es als beſondere Schwierigkeit der ſozialdemokratiſchen Par
tei Bayerns, daß die Regierung, genannt Hoffmann, als eine
ſozialdemokratiſche gilt, während es klar iſt, daß die Zuſammen
ſetzung von Regierung und Landtag eine rein ſozialdemokratiſche

Politik ausſchließt. Deshalb fordert die Landeskonferenz eine
gründliche Umbildung des Miniſteriums, Sie ermächtigt die Ge
noſſen Hoffmann, Segitz und Eadres, ihre Mandate in der Re
gierung niederzulegen, wenn die von der Landeskonferenz für
notwendig erachtete Umbildung der Regierung nicht durchge
r werden kann. Dieſe Entſcheidung der ſozialdemokratiſchen

artei bedentet, wie die „Münchener Poſt“ bemerkt, eine Re
gierungskriſe. Der am i. Oktober zuſammentretende Landtag
werde ſeine erſte Aufgabe darin ſehen müſſen, die Neubilbdung
des Miniſteriums einzuleiten

Die Fiumebegeiſterung in Italien
Der Höhepunkt der Kriſis.

Lugano, 28. September.
Die Anregung Wilſons, aus Finme einen Pufferſtaat zu

machen, wurde der Kammer zur Abſtimmung vorgelegt. Das
Farlament lehnte den Vorſchlag einſtimmig ab. Auch die ita
lieniſche Regierung hat den letzten Vorſchlag Wilſons betreffs

ume abgelehnt, ſich jedoch bereit erklärt, weiter über die
riafrage zu verhandeln.

it iſt die Fiume Angelegenheit in das akute Stadium
getreten. Es wird ſetzt entſcheiden, ob Wilſon einlenkt, oder ob
er es auf einen Bruch mit Italien ankommen laſſen will.
Wahrſcheinlich wird das letztere nicht der Fall ſein, denn Tng
land und Frankreich haben ſich auf Seite Italiens geſtellt.

Ronm, 28. September.
„Agenzia. Stefani“. An der geſtrigen Sitzung der Kammer

nahmen über 300 Abgeordnete teil. Alle Kabinettsmitglieder
befanden ſich am Regierungstiſche. Zu Beginn der Sitzung ver
las Tittoni ſeine Erklärung. Bei der Erwähnung Fiumes er
hoben ſich alle Mitglieder und Abgeordneten und brachten ihm
eine Kundgebung dar. Der Abgeordnete Chieſa brachte eine
Tagesordnung ein, die folgendermaßen lautete: „Die Kammer
iſt überzeugt, daß die alliierten und aſſoziierten Mächte die
harten Lebensnotwendigkeiten Italiens eifen und den frei
ausgeſprochenen Wunſch Fiumes günſtig auffaſſen werden,
mit dem Hinterland der Eiſenbahn und dem Hafen mit Ftalien
bereinigt zu werden.“ Chieſa ſchilderte die für Fiume aus der
Weigerung Wilſons, das von Clemenceau und Lloyd George an
Fn re Uebereinkommen anzunehmen, entſtandene Lage,

iume werde italieniſch werden, oder ſeine Bewohner würden
von den Trümmern der Stadt begraben werden. Der Abgeord
nete von Fiume, Oſſolinak, bemerkte, e beharre darauf,
der italieniſchen Nation anzugehören. itti erſuchte die Kam-
mer, in Ruhe dieſe Frage zu beſprechen, die die Volksſeele auf
wühle. Die Sitzung wurde darauf vertagt.

Bern, 29. September.
Nach der geſtrigen römiſchen Kammerſitzung kam es im

„Café de Dragmo“ in Rom zu einer wahren Schlacht
zwiſchen Sozialiſten und Nationaliſten. Die beiden Par
teien ſchlugen unter den Rufen „es lebe Lenin“ und „es lebe
d'Annunzio“ aufeinander los, wobei die Einrichtungsgegen-
ſtände des bekannten Cafes als Waffen dienten. Nur mit
Mühe konnte die Polizei die Ordnung wiederherſtellen.

Bern, 29. September.
Jm Zuſammenhang mit der Weigerung DAnnunzios,

dem Anſuchen des Admirals Cagni entſprechend, mit der Regie
rung zu verhandeln, wird berichtet, daß die D'Annunzio nahe
ſtehenden Kreiſe lieber mit einem neuen Kabinett verhandeln
würden, aber gleichzeitig behaupteten, nichts über Einzelheiten
einer etwaigen Verſtändigung zu wiſſen. Bezeichnend für die
Stimmung in Fiume iſt die Tatſache, daß die Offigiere des Frei-
willigenkorps bemüht ſind, den verſchiedenen rung
D'Annunzios jeden offenſiven Charakter abzuſprechen. ie
eien nicht für die Oeffentlichkeit beſtimmt geweſen und nur

rchJndiskretion bekannt geworden, ſo beiſpielsweiſe die Prokla
mation an die Venezianer. Die für ihre Befreiung kämpfenden
Jtaliener ſeien zwar Gegner des Kabinetts Nitti und der gegen
wärtigen Regierung, aber auch ebenſo Gegner der Unordnung im

e und im Lande.

Rückkehr der Oberſchleſier
Berlin, 29. September.

Nach Mitteilung der interalliierten Miſſion hat die pol-
niſche Regierung die ſofortige Rücklieferung der aus Ober
ſchleſien verſchleppten Deutſchen verfügt. Von dieſen
Perſonen ſind acht, darunter Bergaſſeſſor von Ehrenſtein, bereits
an die deutſch-polniſche Grenze gebracht worden und werden dort
in Empfang genommen werden. Der Reſt wird baldigſt folgen.

Eberts Reiſeerfolge
Die loyalen Kriegsgefangenen.

Berlin, 29. September.
Das Wolffbüro erhält folgendes Telegramm aus Alten-

grabow:
Kommuniſten und Monarchiſten haben verſucht, uns für

ihre Beſtrebungen einzufangen. Demzufolge erklären wir,
2500 im Lager Altengrabow anweſende deutſche Kriegs
gefangene, einſtimmig: Durch neue Unruhen im Lande
wird die Heimſendung unſerer in Frankreich gefangen gehal-
tenen Kameraden gefährdet, unſer Vaterland in größeres
Elend geſtürzt und die gefangenen Kameraden der Verzweif-
lung und dem Verderben preis gegeben. Wer es ſelbſt durch-
gemacht. hat, weiß, welche Gefahren und welches Elend der
Winter für die in der Gefangenſchaft Schmachtenden be
deutet. Wir erklären deshalb nochmals, voll bewußt der Trag
weite unſerer Kundgebung: Wir wollen Ruhe im Lande, um
unſere Kameraden aus der Gefangenſchaft zu befreien. Wenn
arg werden wir die Regierung mit allen Kräften unter

en.
Jm Auftrage: W. Bange, Offizierſtellvertreter.“

Das klingt ſehr nach „befſtellter Arbeit“! Herr Ebert hat
neulich die Kriegsgefangenen mit parteipolitiſchen Reden empfan-
gen und damit den anderen Parteien den Rang abgelaufen. Als
erſter Mann im Staate verbat er ſich, die Heimgekehrten für ein
anderes Programm einzufangen als das mehrheitsſozialiſtiſche.
Wer aber Gelegenheit hatte, die Briefe der nun Befreiten zu
leſen, als ſie noch hinter den Stacheldrahtzäunen Nordfrankreichs
ſchmachteten, der weiß, daß ihre Stimmung nicht für Ebert und
auch nicht für die Staatsform, die er vertritt, günſtig war. Und
auch die Leute, die nun endlich von ihren Qualen befreit ſind,
deren Verlängerung ſie dieſer Regierung und vor allem Herrn
Erzberger verdanken, ſind anderer Meinung über die „Er
rungenſchaften der Revolution“, die ſie nach ihrer Heimkehr zu
Arbeitsloſen gemacht hat. Die freudigen Tage des Wieder
ſehens, in denen ſich die Gegenſätze verwiſchen, werden auch
wieder dem harten Alltag Platz machen, der ſeine harten Forde
rungen auch an jeden Einzelnen der 2500 im Lager Alten-
grabow ſtellen wird. Auch ſie werden dann umlernen und inne
werden, daß Herrn Eberts ſchöne Worte, die er in anderen
Lagern ſprach und die ſcheinbar auch in Altengrabow ihre Wir
kung auf die ahnungslofen Kriegsgefangenen nicht verfehlten
eitel Schaumſchlägerei waven.

V

„„SErinnerungen“
von Alfred von Cirpitz

Verlag von K. F. Koehler, Leipzig. 1919.*)
Beſprochen vom

Geh. Admiralitätsrat Dr. Schrameier.
Die Schuld am Kriege und am ſchmählichen Zuſam-

menbruüch unſeres Volkes iſt, von der ſiegreichen Entente
uns zugeſchoben worden, und wir haben durch Annahme
der Friedensbedingungen uns einſeitig zu dieſem „Ver-
brechen“ bekannt. Jndes findet das erzwungene Bekennt-
nis außer in einigen Kreiſen Deutſchlands, wo die neue
Regierung in der lauten Diskreditierung der alten eine
Stütze oder die Reklameſucht gewiſſer Tageshelden und
Emporkömlinge Befriedigung ihres Senſationskitzels
ſucht, weder bei der Maſſe der Neutralen noch bei unſeren
Gegnern reinen Glauben

Der Heftigkeit der Angriffe entſpricht die Abwehr der
jenigen, in deren Händen die politiſche und militäriſche
J Deutſchlands vor dem Kriege und während der

eit ruhte. So verſchieden die Darſtellungen zu bewerten
ſein mögen und ſo parteiiſch ſie in der Abſicht perſönlicher
Ehrenrettung auch erſcheinen, ſo läßt ſich heute über die
Tatſachen ſelbſt kaum noch ſtreiten. Auch ohne die peinlich
zurückgehaltenen und ſorgfältig verborgenen Geheimakten
unſerer Feinde kann der Beweis als erbracht angeſehen
werden, daß der Krieg von ſeiten unſerer Gegner geſucht
und als Raubkrieg beſſer vorbereitet war, denn als Ver-
teidigungskrieg von uns.

Zu der Reihe der Schriften unſerer Politiker, die ſich
über die Kriegsurſachen ausgelaſſen haben, iſt jetzt die erſte
militäriſche Schrift getreten. Helfferichs Buch läßt vor un
ſeren Augen den feindlichen Bund zuſammenwachſen, der
in Haß und Eiferſucht auf unſere Größe jähen Ueberfall
plante. Für die Beurteilung einzelner feindlicher Hand
lungen gibt die Jagowſche Schrift an Beiſpielen aus der
amtlichen Vergangenheit des Verfaſſers wichtige Finger-
zeige, während der frühere Reichskanzler Bethmann von
einer Schilderung der Weltlage bei Beginn ſeiner Kanzler-
ſchaft aus ſich über die Gegenſätze zwiſchen Deutſchland und
den Mitgliedern der gegneriſchen Koalition verbreitet.
Jedes dieſer Werke hat ſeine beſonderen Vorzüge; der ob
jektiven Wahrheit will jedes in ſeiner Weiſe dienen; geht
doch Bethmann Hollweg ſogar ſo weit, daß er ſich ſelbſt der
Unvollkommenheit an manchen Stellen bezichtigt.

Greift man unmittelbar nach dieſen Selbſtbekennt-
niſſen zu dem Tirpitzſchen Buche, ſo überkommt einen er-
ſchreckend das Gefühl, wie wenig unſere politiſchen Führer
an ſtaatsmänniſchen Eigenſchaften beſaßen. Um Honptes-
länge überragt der frühere Staatsſekretär des Reichs
marineamtes ſeine Amtsgenoſſen an politiſcher Einſicht und
aufrechter Willensſtärke. Ein tragiſches Geſchick wollte,
daß er und die von ihm geſchaffene Flotte, ſowie der Geiſt,
den er ſeiner Schöpfung einzuflößen verſtanden hatte, wäh-
rend des Krieges nicht voll zum Tragen gelangten. Die
gefliſſentliche Niederhaltung alles und jedes, was Rückgrat
und Wagemut im großen zeigte, ging genau wie in den
Friedensjahren des letzten Menſchenalters während der
ſchickſalsſchwerſten Stunden unſeres Vaterlandes weiter.
Perſönliche Rankünen, kleinliche Eiferſüchteleien, ekelhafter
Byzantinismus herrſchten an der Stelle, wo die Fäden des
Ganzen zuſammenliefen; was unſere Diplomatie an ernſter
politiſcher Arbeit ſich verſagte, machte ſie doppelt wett durch
Treibereien übler Art.

Mochte man die politiſche Auffaſſung von Tirpitz über
Englands Kriegswillen nicht teilen wer die Welt wäh-
rend der letzten 30 Jahre im Auslande zu beobachten Gele-
genheit hatte, wird ihr ohne weiteres beipflichten, wie denn
auch der Ausgang des Krieges ihre Richtigkeit erwieſen
hat aber ſeiner geradlinigen Beweisführung, die auch
eine geradlinige Kriegführung bedingte, ſtellte ſich allent-
halben ein ſchwächliches Schwanken von Kompromiß zu
Kompromiß entgegen. Hätte Tirpitz nicht ein feſtes Ziel
vor Augen gehabt, ſo wäre der Flottenbau ihm nicht ge
lungen, denn folgerichtig handeln vermag nur, wer folge-
richtig denkt.

Die Folgerichtigkeit der Flottengeſetze über die Aera
Stoſch und Caprivi hinweg wird trotz einiger Ungenauig-
keiten in dem erſten Teile des Tirpitzſchen Buches über-
zeugend dargetan. Aus dem Flottenbau erwächſt der Nach-
weis der Zuſammenhänge zwiſchen Marine und auswär
tiger Politik und der Gegnerſchaft Englands. Zwar
bringen die Ausführungen über Admiral Fiſhers Flotten-
hetze, die Sendung Haldanes, die Berufung Marſchalls nach
London als Botſchafter keinerlei neue Momente; aber ſie
werden zu einem klaren überſichtlichen Bilde zuſammen
gewoben und gedeutet.

Das höchſte Intereſſe nehmen die letzten Kapitel des
Buches über den Ausbruch und die Hauptfragen im Kriege,
die Hochſeeflotte und die Unterſee-Boote in Anſpruch. Aus
der anfänglichen wuchtigen Schilderung wird hier eine
ſchneidende Anklage, die zur rückſichtsloſen Verurteilung

Die Erinnerungen“ des Großadmirals von
v find ſoeben im Verlage von K. F. Köhler inI

l Leipzig erſchienen.



tageducharkigen Aufzeichnung Auszü ausBrieg briefen aus der Fr. vom 18. Anduſt n dis zum
27. Auguſt 1915 ſich verdichtet. Das iſt kein ruhiger Beob-
achter mehr, der die Zuſammenhänge bloßlegt; hier zuckt
ein Verletzter zuft der ſeine Peiniger vor die Klinge for
dert; hier ſchreit der verwundete Hirſch, der auf die
bläffende Meute losgeht. Ohne Schonung wird das Sy
ſtem, das in Order, Konterorder und Desorder ſeine
Triumphe feiert, gegeißelt: alle die Helfershelfer dieſes
Syſtems, mochten fie in Vielgeſchäftigkeit ſich verzehren,
wie ein Helfferich, oder bei Schwierigkeiten ihr Sleich-

ewicht verlieren, wie Bethmann; ein Pohl, der ſeine Ge
nkenarmut und Tatenunluſt mit dem Kaifer dect; ein

Müller, das vornehmſte Glied der Hydra, der ſich hinter
die Unentſchiedenheit ſeines Herrn ſteckt, voll Erbitte-
rung werden ſie alle aufs Korn genommen. Der Mangel
an Charakteren in der Umgebung des Kaiſers und an der
Spitze der Reichsgeſchäfte, das fehlende Zuſammenarbeiten
der Behörden, das Blaſen der Fanfaren aus nichtigen An
läſſen, das vollendete politiſche Ungeſchick unſerer Diplo
maten, juriſtiſche Spitzfindigkeiten des Auswärtigen Amtes
da, wo es auf ſachliche Klarheit ankam, Erpreſſerpolitit
Wilſons, den wir als Freund beachten das ſind einige
Stichworte, die die Beobachtungen des Verfaſſers andeuten.

Keiner, der den Staatsſekretär von Tirpitz kennen
gelernt hat und ihn als hervörragenden Staatsmann ſchätzte,
wird ihm eine beſondere Feinfühligkeit der Denk- und
Handlungsweiſe zugetraut haben; aber daß man ihn wie
einen vom launiſchen Theaterdirektor zur Tatenloſigkeit
verurteilten Schauſpieler während der wichtigſten Periode
ſeines Lebens nicht entließ, ſondern kaltſtellte, höhniſch
ihm ſeinen Einfluß raubte, das war unverdient und ſchlim
mer als ein bloßes Vergehen gegen den Mann und die
Flotte. Die Rache, die Tirpitz für dieſe Behandlung an
ſeinen Mitarbeitern in dem Buche nimmt, iſt grauſam.

Tarifverhandlungen im Seitungsgewerbe
Berlin, 29. Sept.Den Abendblättern zufolge trat heute vormittag der Ar

beitgeberverband für das Berliner Zeitungsgewerbe
mit dem Zentralverband der Handlungsgehilfen, rtsgruppe
Berlin, dem Angeſtelltenverband des Buchhandels, Buch und
Zeitungsgewerbes zu Berlin, dem Gewerkſchaftsbund der An
geſtellten, Ortsverband Groß-Berlin, und der Fachgruppe gra
phiſcher Gewerbe zu Berlin der Vereinigung leitender Ange
ſtellten in Handel und Jnduſtrie auf deren Antrag zur Beratung
über einen Tarifvertrag für das Groß- Berliner
Zeitungsgewerbe zuſammen. Das Präſidium des Ar
beitgeberverbandes erklärte ſich zum Abſchluß eines lokalen
Tarifvertrages bereit Trotzdem kam es nicht zu materiellen Ver
handlungen, da die Vertreter des Zentralverbandes der Hand
lungsgehilfen und des Angeſtelltenverbandes des Buchhandels
nicht gemeinſam mit den Angeſtelltenvertretungen verhandeln
wollten. Die Arbeitgeber erklärten demgegenüber, daß einem
Antrag auf Ausſchluß einzelner Organiſationen von den Ver
handlungen nicht entſprochen werden könne, weil unter anderm
in den Zeitungsbetrieben Angehörige ſämtlicher Angeſtelltenorga
niſationen beſchäftigt ſind und der Arbeitgeberverband einen
Unterſchied unter ſeinen Angeſtellten wegen ihrer Zugehörigkeit
zu verſchiedenen Verbänden nicht machen kann. Der Arbeitgeber
verband forderte nochmals zu gemeinſamen Verhandlungen auf.
Die Vertreter des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen und
des Angeſtelltenverbandes des Buchhandels verließen jedoch den
Sitzungsſaal und machten damit eine Verhandlung über den
Tarifvertrag unmöglich.

Der engliſche Groß Streik
Der Eiſenbahnerſtreik allgemein. Eingreifen der Regierung.

Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“
RNotterdam, 29. September.

Lloyd George hat eine Erklärung veröffentlicht, in der
er betont, daß die Regierung Grund hat, anzunehmen, daß der
Streik von einer kleinen rührigen Gruppe von Menſchen dazu
benützt wird, um die Arbeiter für ihre revolutionären Zwecke zu
gebrauchen. Die Regierung hat die Abſicht, mit allen Mittein
zu kämpfen, die ihr zu Gebote ſtehen. Preſſevertretern ſagteLloyd
George, er könne ſich keines Streiks erinnern, der ſo leichtſinnig
begonnen und eine ſolche Mißachtung der nationalen Jntereſſen
bewieſen habe. Jn London herrſcht die große Furcht, daß

Nachdruck verboten.

Der Staaksanwalt
57] Roman von Artur Brauſewetter.

19. Kapitel.
Am nächſten Morgen klingelt Bolkow an der Tür des

Juſtizrats Niebert.
Gerda hat im Jnnern des Flurs ſchon eine ganze

Weile Wache geſtanden.
Sie öffnete ihn ſie will ſprechen.
Aber ein ſchwaches Menſchenkind, in dem, das ganze

Herz erſchütternd und erregend, ein namenloſes Glück
wohnt, was tut es in dem Augenblick, wo es dieſes Glück
hinausjauchzen möchte in alle Welt?

Es ſchweigt die Worte ſind zu arm für ſeine
Sprache.

Und ſo ſchweigk auch Gerda, ſchweigt am Herzen des
Geliebten eine lange, ſelige Zeit nur das leuchtende,
tränenſchimmernde Auge ſpricht zu ihm ſo beredt, ſo
dankerfüllt, wie Worte es nie vermocht hätten.

Auch er ſagt nichts ſeine Hand fährt liebkoſend über
ihr weiches Haar ſein Blick ruht in ihrem ſo halten
ſie ſich umſchlungen einen kurzen Augenblick ſtiller Glück-
ſeligkeit, wie dieſes Leben wenige kennt, wie ſie aber in
ſeiner raſtloſen Flucht ewig haften und unvergeßlich im
Herzen deſſen, der ſie einmal genoſſen.

Sie ſprechen von Annemarie und ihrer Tat.
„Jch kann ſie nicht verurteilen,“ ſagt Gerda, „nicht

mehr, Liebſter, es iſt unrecht, daß ich das ſage aber ſieh,
zier im Jnnern eine Stimme erhebt ſich immer wieder für
ſie und verteidigt, ja rechtfertigt ihre Tat, obwohl ich ſo
m weiß wie ihr weiſen Männer, daß ſie unrecht getan
a 3

„Sie hat unrecht getan,“ erwidert Bolkow, und in
dieſem Augenblick beſchattet wieder die alte Strenge ſeine
ernſten Züge. „Unrecht getan nach der Anſchauung die
in der Geſellſchaft der Menſchen Recht und Sitte heißt,
Unrecht vor dem Rechtsbuche, nach dem wir ſie gerichtet
haben. Aber ſie hat auch unrecht getan gegen das heilige
Gebot Gottes, deſſen Umgehung ſcheine ſie auch noch ſo
entſchuldbar, ja gerechtfertigt man nie gut heißen kann,
ohne das feſte Gefühl der menſchlichen Gemeinſchaft ins
Wanken zu bringen.Freilich wie daſtehen wir m rer

t vor der höchſten Jnſtanz vor dem, der allein die
richtet nicht die Tat,Kerzen erforſchet und kennt der

aus die Transportarbeiter ſich dem Streik anſchließen
werden. Die Folgen wären dann für die Nahrungsmittelberſor-

hl der Streikenden wirdM T unabſehbar ernſt. Dieauf 500 000 geſchätzt. Das idiu n der iS hat ſeine edurehi den ireiehden enaiſcher

Rotterdam, 29. September.
Nach den letzten Berichten aus dem Lande iſt der Eiſen

wo W de Alle Stationen der UnterWien nderen Eiſenbahnen in London müſſen ge

pfälzer Nachklänge
Berliy, 29. September.

Bei den Unruhen in Ludwig shafen war eine
franzöſiſche Patrouille in das Hauptpoſtamt eingedrungen,
hatte den Poſtverwalter See und den Briefträger Funck erſchoſſen und den Packmeiſter Groß ſchwer verwundet. Die

utſche Regierung hat aus dieſem Anlaſſe der franzöſiſchen
Regierung eine Note überreicht, in der ſie die Erwartung
ausdrückt, daß franzöſiſcherſeits eine Unterſuchung des
Vorfalles eingeleitet werde, und um Mitteilung der gegen
die Schuldigen getroffenen Maßnahmen erſucht. Zugleich
beantragt die deutſche Regierung, daß die beiden ihrer Er-
nährer beraubten Familien eine angemeſſene Entſchädigung
erhalten, und daß der verwundete Beamte durch Erſatz der
Kurkoſten ſchadlos gehalten wird.

Als der Unteroffizier Manheim in Berlin getötet
wurde, zahlte man eine Million in Gold. Frankreich wird
weder Kurkoſten noch eine Antwort aufbringen.

Die Räumung des Baltikums
Eine dringende Note der Entente. Goltz abberufen?

Lettland mobiliſiert.
Berlin, 29. September.

General Nudant hat der deutſchen Regierung eine
Note überreicht, in der die Alliierten fordern, daß die deut
ſche Regierung gemäß dem Wortlaut des Art. 12 des
Waffenſtillſtandsvertrages vom 11. November 1918 nach-
drücklichſt durchſetzt, daß die in fremden Dienſten befind
lichen deutſchen Offiziere und Soldaten ſofort nach Deutſch
land zurückkehren. Dies gilt vor allem für die im Balti-
kum weilenden deutſchen Formationen. Die Entſchuldi
gungsgründe der deutſchen Regierung, ſie hätte keine Macht
und Mittel, ihren Willen durchzuſetzen, erkennen die Alliier-
ten nicht an. Sollte die deutſche Regierung ihren Verpflich-
tungen nicht nachkommen, ſo werden die Alliierten ihren
Willen durch Gewaltmaßnahmen erzwingen.

Die kettländiſche Regi hat di via n Sei
e andi erun e reru aller1892 1900 Geborenen befohlen

Die Entente erkennt Litauen an
Kowno, 29. September.

Nach einer Meldung der Zeitung „Lietuva“ hat die
hieſige engliſche Miſſion an den litauiſchen Staatspräſi-
denten folgendes Schreiben gerichtet:

„Kowno, 25. September.
Jch habe die Ehre, Jhnen mitzuteilen, daß ich über

Riga vom Auswärtigen Amte ein Telegramm erhalten
habe, in dem die Regierung des britiſchen Königs den
Vertretern Litauens ihr Einverſtändnis ausdrückt, die
proviſoriſche Regierung de facto als unab-
hängige Einheit auf derſelben Grundlage wie die des
eſtländiſchen und des lettländiſchen Volkes anzuer-
kennen, und mir befohlen hat, Jhnen hiervon Mit-
teilung zu machen.

Mit ausgezeichneter Hochachtung Ward, Oberſt und
Bevollmächtigter der Miſſionen für die baltiſchen Lande.“

Wie die Polen Landzuwachs ſchieben
Rawitſch, 29. September.

Die diesſeits der Demarkationslinie wohnenden Kreistags-
mitglieder des Kreiſes Rawitſch haben, zu einer Sonder-
ſitzung einberufen, einſtimmig nachſtehenden Beſchluß gefaßt:

„Wie uns bekannt geworden iſt, hat der für den von
den Polen beſetzten Teil des Kreiſes Rawitſch in Jutroſchin

ſondern die Abſicht und das Wollen das können wir nicht
wiſſen.“

„Jſt ſie ſehr unglücklich?“
„Nein ich war heute morgen bei ihr ſie iſt ſehr

ernſt, aber ſtill und gefaßt wie jemand, der getan hat, was
er mußte; und, indem er wieder leiſe lächelt, fährt er fort:

„Jm übrigen kannſt du ruhig ſein, liebſtes Herz
wir haben bei ihrem Weſen und dem offenen Geſtändnis,
das ſie abgelegt, Fluchtverdacht verneint und ſie aus der
Haft entlaſſen ſie iſt ſchon auf der Reiſe zu ihrer
Mutter

„Und das Gnadengeſuch?“
„Wird von ſämtlichen Geſchworenen unterzeichnet

zweifle kaum, daß ſie begnadigt wird.“
„Gott ſei Dank nun erſt kann ich ungetrübt mein

Glück genießen aber weißt du“, fährt ſie fort, und eine
ſeltſame Schalkhaftigkeit huſcht über die hübſchen Züge
weißt du, wer mir eigentlich jetzt am meiſten leid tut

„Nun, wer?“
„Der Papa! Jhm iſt die Sache ſehr unangenehm

du hätteſt ihn ſehen ſollen, wie er geſtern vom Gericht
nach Hauſe kam, mit welcher Miene er die Lobes-
erhebungen über dich von allen Seite hörte mit welcher
komiſchen Verlegenheit er ſchließlich, als ich mir ein Herz
faßte und in ſein Zimmer ging, das Geſpräch auf dich
brachte es war in ſeinem Leben das erſte Mal, daß er es
tat und nun ſogar deine Tüchtigkeit mir gegenüber aner-
kannte es war auch das erſte Mal, und leicht wurde es
ihm nicht. Freilich nur als Staatsanwalt! ſetzte er
ausdrücklich hinzu das ſei nun zwar eine ganz ſpezielle
Art von Tüchtigkeit aber die hätteſt du nun einmal
das ſei nicht zu leugnen. Er wolle nun nichts mehr gegen
unſere Verlobung einwenden, wenn er auch jetzt ſchon die
letzte Hoffnung aufgegeben hätte, dich zu einem anderen
Berufe zu bekehren!“

„Da könnte er doch irren.“
Wieder liegt ein tiefer Ernſt auf Bolkows Zügen.
„Er könnte irren?“ fragt Gerda ſehr erſtaunt, „wie

meinſt du das?“ ßEin kurzes Lächeln gleitet über das ernſte Antlitz.
Und Bolkow legt die Lippen an ihr kleines Ohr und

flüſternd faſt fährt er fort:
„Jch bin die längſte Zeit Staatsanwalt geweſen

die letzten Tage mit ihren inneren ſchweren Kämpfen, die
Erkenntnis von der Unmöglichkeit, ein menſchliches Herz
mit ſeiner unergründlichen Tiefe nicht nur, nein, mit ſeinem

eingeſetzte Staroſt auf Veranlaſſung des Oberſten Polniſchen
Volksrates in Poſen einen Kreistag einberufen, zu dem den
deutſchen Mitgliedern die Einladung erſt nach dem Sitzungs
tage zugegangen iſt, ihr Erſcheinen ſomit unmöglich war.
wurde der el gefaßt, daß der ganze Kreis Rawitſch an
Polen fallen ſolle. Die Polen haben hierbei aber völlig außer
Betracht gelaſſen, daß der Beſtandteil des Kreiſes mit den
Gr überwiegend deutſchen Städten Rawitſch, Bojonowo und

rne bei den Wahlen zum Kreistag überhaupt nicht betei-
ligt war. Die diesſeits der Demarkationslinie wohnenden
Kreistagsmitglieder erheben gegen den polniſcherſeits gefaßten
Beſchluß, welchen man bei den kommenden Verhandlungen
verwenden will, energiſchen Widerſpruch und arg daß
33 mindeſten der von den Deutſchen beſetzte Beſtan eil des

e Rawitſch von insgeſamt 21 883 Einwohnern, worunter
ſich 81,5 Prozent Deutſche befinden und der in unmſttelbarem
i hange mit Schleſien liegt, beim Deutſchen Reiche
verbleibe.“

Berlin, 29. September.
Bei der heutigen Vormittagsſitzung zwiſchen den Ver

tretern der deutſchen Regierung und den anweſenden Mit
liedern der polniſchen Delegation wurde der Entwurf desKbkommens über die Gewährung der Amneſtie, Freilaſſfung

ſämtlicher Kriegsgefangenen und etwa noch Jnternierten
feſtgeſtellt. Desgleichen wurden die deutſchen Anträge in
den Fragen der Option, Liquidation, des Minoritäten-
ſchutzes mit Ausnahme ber Schul und Kirchenfragen, den
polniſchen Vertretern mitgeteilt. Für Mittwoch oder
Donnerstag iſt die Entſcheidung über den Entwurf
des Abkommens und die Antwort der polniſchen Dele-
gation auf die deutſchen Vorſchläge zu erwarten. Ferner
ſagten die polniſchen Delegierten auf eine deutſche Anfrage
zu, daß der Verbringung von Umzugs gut deut-
ſcher Beamten aus den von den Polen beſetzten Gebieten
nach Deutſchland keine Hinderniſſe in den Weg gelegt wer-
den. Es ſei nur eine Anmeldung bei den zuſtändigen
Stellen erforderlich. Wahrſcheinlich werden noch einige
Tage vergehen, bis nach dem Eintreffen der polniſchen
Sachverſtändigen die Verhandlungen in vollem Umfange
aufgenommen werden können.

th. Ein zweiter Nachtragsetat für 1919 iſt der preußiſchen
Landesverſarmlung zugegangen, er fordert 86 731 630 Mark zu
weiteren nachträglichen Ausgaben, die ſich infolge der Ueber-
laſtung der Miniſterien herausgeſtellt haben, und für notwendige
einmalige Ausgaben. U. a. werden zur Förderung des Volks
hoch ſchulweſens 150 000 Mark ausgeworfen.

Der erfolgloſe Seemannsſtreik. Der vom Seemannsbund
geführte Streik iſt zuſammengebrochen. Jn den letzten drei
Tagen ſind von Geeſtemünde 26 Fiſchdampfer ausgelaufen.
Weitere Fiſchdampfer liegen zur Abfahrt bereit. Alle Verſuche,
die neu eingeſtellten Mannſchaften zum Verlaſſen der Schiffe
zu bewegen, ſind erfolglos geblieben.

Neues chileniſches Miniſterium. Nach einer in engliſchen
Blättern vom 25. d. M. veröffentlichten Reuter- Meldung aus
Santiago de Chile vom 23. wurde ein neues chileniſches iniſte-
rium gebildet, das wie folgt zuſammengeſetzt iſt: Bermudez
Jnneres, Barros Borgane Aeußeres, Philippe Finanzen Pra
doamor Juſtiz, Rodriguez Krieg, Concha Jnduſtrie und öffent

liche Arbeiten.
Erbärmlich! Aus Weimar geht der „Natl. Korr.“

olgende Mitteilung zu:f Ein Befehl einer militäriſchen Dienſtſtelle der Reichswehr
enthält, bezugnehmend auf bevorſtehende Entlaſſung von Reichs
wehrleuten bei Verminderung des Heeres, folgenden Satz: p

Es wird empfohlen, die Mannſchaften nicht zu den ſtaat
lichen Arbeitsnachweiſen zu ſenden, da ſie dort nach den bis
herigen Erfahrungen als De dorehrangeyorige verhältnis-
mäßig ſchlecht behandelt werden.i Recht fragt ſich jeder NReichswehrangehörige- Steht die

Regierung, die ich ſchütze, r auch hinter mir? Aus vorliegen-
dem geht dies ſicher nicht hervor.Hat denn die Reichsregierung nicht einmal ſo viel Kraft
mehr, um die ſtaatlichen Arbeitsnachweiſe in nicht mißzuver
ſtehender Weiſe auf die einfachſte Pflicht einer jeden amtlichen
Stelle hinzuweiſen, oder beugt ſie ſich auch in dieſer Hinſicht vor
der Einſchüchterungspolitik der Unabhängigen? Sollen die-
jenigen, die ſich bereit finden, die Regierung eben vor jenen
Leuten zu ſchützen, ſich dann zum Dank dafür als vogelfrei be
handeln laſſen?

unbeſtimmten, oft unerklärlichen Wollen ſo zu erforſchen,
daß man auf ſeine Wiſſenſchaft von ihm auch nur das ober
flächlichſte Urteil bauen könnte dieſes wunderbare Ge
füge, dieſes unberechenbare Hin und Hergewoge, das alle
mühſam gewonnenen Schlüſſe ſchließlich jämmerlich über
den Haufen wirft all der Zweifel und die Aufregung
die ich in meinem Jnnern dieſen ganzen Prozeß hindurch
oft bis zur Verzagtheit gären fühlte all das hat mir eins
zum Bewußtſein gebracht: Das iſt kein Amt für dich
am wenigſten für einen Mann, der dich, Gerda, zu ſeinem
Eigentum gewonnen, der arbeiten und ſchaffen will in
deinem Beſitz, freudiger, kräftiger denn je, der aber von
dieſem mühſelig errungenen Schatz auch etwas für ſich
haben willl Der Mann muß ſeinem Berufe leben
gewiß, aber doch auch ſeinem heiligen Glücke, doch denen
auch, die ihm die liebſten find, die auf ihn angewieſen ſind,
wie er auf ſie. Das iſt ſein Recht nicht nur es iſt ſeine

licht.t Und ſo habe ich heute in der Frühe des Morgens, als

ich keinen Schlaf fand, an die Behörde einen Antrag ge
richtet, mich ſobald wie möglich von der Staatsanwaltſchaft
fort an das Amtsgericht zu verſetzen, damit ich die Richter
laufbahn einſchlagen kann.“

Dir Mit r„Das hätte ich getan!“
Sie werden uns nun an einen kleinen Ort verſetzen

in ſo ein ſtilles Städtchen, Gerda, mit winkeligen ar
ten, engen Straßen und altmodiſchen Menſchenkindern, die
des Abends in der Dämmerſtunde nach getanem Tagewer
auf den Bänken vor ihren Häuſern ſitzen und die wichtig
ſten Geſpräche mit einander pflegen.

Aber in dieſer winkligen Stadt, unter dieſen alt modi,
ſchen Menſchen werden wir uns ſelbſt gehören, wird un

ein Glück erblühen kein rauſchendes, großes aber
ſtilles, ſchönes, Gerda, wie der es ſich von ganzer Se
wünſcht, der Tage durchgemacht, wie ich dieſe!

„Und das wäre dein Ernſt?“ tMein heiliger Ernſt!“ erwiderte er und wie bekräfti
gend hält er ihr die Hand entgegen.

Da legt ſie ihre kleine bebende Hand in ſeine ſtarke
und ſchaut empor zu ihm mit einem unausſprechlichen
Ausdruck ihrer feuchten Augen, und der Schein der 2
vemberſonne, der eben jetzt ins Zimmer fällt, iſt nur c
matter Abglanz von dem großen, leuchtenden Glück,
auf ihren lieben Zügen ars
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kennenswertk Alk Engt angenehm, derlangt aber nach derhin d e a e Die gefühlsmäßige Aus-
der r gerät befriedigend. hr Schwung und

im Ausdruck würden noch hinreißender wirken.
Dr. W. Kaiſer.

Der berühmte Hypuotiſeur und Pſychologe HanſenKraufe
veranſtaltet heute abend in der „Saalſchloßbrauerei“ einen Vor
tragsabend über „Hhpnotismus im täglichen Leben. Der Ber
ner „Bund“ ſchr u. a. „Eine außerordentlich intereſſante
Soiree hielt HanſenKrauſe, Pſhchologe, im Rathaus-Saal ab.

ngen

it.

Die Vorführungen, die wir in dieſer Art noch nicht geſehen zu
en geſtehen, marhten den Eindruck abſoluter Glaubwürdig

Es war verdienſtvoll von Herrn Krauſe, die ſeriöſe Tätig-
keit eines guten Hypnotiſeurs einmal öffentlich zu demonſtrieren.“

trat er mit glänzendem Erfolg in Gotha, Erfirt und
Keimar auf. Karten ſind in der Hofmuſikalienhandlung von

R. Koch ſowie an der Abendkaſſe erhältlich.

Vom Eulen Verlag
Die „Kotteſpondenz der Deutſchnationalen Volks

partei“ ſchreibt:
„Jm Anſchluß an unſere Feſtſtellungen bezüglich des

Eulen Verlages und der geplanten Zeitſchrift Der Hof
narr“ halten wir uns für verpflichtet, unſeren Partei
freunden noch folgendes

1. Vor einigen Tagen begab ſich ein Parteifreund in
die Geſchäftsſtelle des Eulen-Verlages nach Lichterfelde
und fragte nach dem Geſchäftsführer, worauf ihm erwidert
wurde, Herr Salomon ſei verreiſt. Daraus geht hervor,
daß die Streichung des Herrn Salomon als Geſchäftsführer
im Handelsregiſter nur eine Aeußerlichkeit iſt, die auf die
wirkliche Stellung des Herrn im Verlage keinen Einfluß
hat. Auf die Frage unſeres Parteifreundes nach dem Ver
treter des Geſchäftsführers, ſtellte v ihm ein Herr Mar
kus vor, ſcheinbar ebenfalls jüdiſcher Herkunft.

2. Der Herausgeber der Zeitſchrift. „Der Hofnarr“,
Herr I H., hatte uns ſetetes mitgeteilt, erübernehme jede Garantie dafür, daß Herr S. eine völlig
einwaändfreie und nationalgeſinnte Perſönlichkeit ſei.
Wir haben inzwiſchen feſtgeſtellt, daß Herr Salomon
während des Krieges mit drei Jahren Gefängnis
beſtraft worden iſt, weil er eine Wohltätigkeitsorgani-
ation Kriegshinterbliebene um etwa 400 000 Mk. ge

gt hat.
Jn unſerer letzten Mitteilung haben wir uns darauf

beſchränkt, die uns bekannt gewordene ter weiterzu
Fern und unſeren Parteifreunden das Urtei zu übetlaſſen.

ir ſehen uns nunmehr 437 aus dieſer Reſerve
herauszutreten und feſtzuſtellen, daß wir den EulenVerlag

den geeigneten Träger nationaler
können.

Hierzu wird uns noch von Herrn Dr. Hagemeher,Paſtor an der Stephanuskirche in Halle a. S., geſchrieben: g

„Mein Bruder, bat mich im Februar um
t für den EulenVerlag, teilte mit jedoch nichts darüber

mit, daß die finanzielle Leitung des Verlags in jüdiſchen Hän
den Hätte ich das ſo hätte ich ſelbſtverſtändlich ab
l tet. Aber bis dahin bekanntgeantwor gewordenenLeiſtungen des Verlags ließen ihn in nationaler Hinſicht als
völlig einwandfrei erſcheinen. Die Schriften meines Bruders
traten im Gegenſatz zur herrſchenden Zeitſtrömung freimütig
für eine gerechtere Beurteilung des Kaiſers und des deutſchen
ſiglers ein und ſtellten dem Verlag, der ſie zu veröffentlichen
wagte, das Zeugnis charaktervoller Selbſtändigkeit aus. So
konnte kein Bedenken tragen, die Mitarbeit zu übernehmen,
ſondern utzte gern die Gelegenheit, der Stärkung deutſch
chriſtlichen Bewußtſein einen Dienſt zu ſeiſten. Dem bom Ver
lag geplanten Witzblatt ſtehe ich völlig fern.“

Volkswirtſchaft
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genguer uellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Die Beſteuerung des Grunderwerbs
Von Rechtsanwalt Dr. Gaze Halle

Mit dem 1. Oktober tritt das Geſetz vom 12. September 1919
in Kraft, das die neue Grunderwerbſteuer einführt und dagu be
C iſt, vor allem dem Reich größere Einnahmen aus dem

e aßt J e r durch r Eineiner er n sbe er igen er ehe erDie bisherige Art der Abgabe
Stempel an den Staat, 55 an das Reich, Umſatzſteuer

an nde (hier 1 Proz.) wird vereinheitlicht; ftig
wird nur ein e Abgabe erhoben in Form der Steuer, die gene
rell 4 v. H. beträgt wovon das Reich die Hälfte bekommt, ſtatt
bisher Proz. aber die Erhebung von Zuſchüſſen mit wei
teren 2 v. H. für den Staat und die Gemeinde zuſammen vor
ſieht; es wird alſo abzuwarten ſein, ob der Eingelſtagat den nicht
vom Reich beanſpruchten Teil der Steuer zwiſchen ſich und den
Gemeinden ſo verteilt, daß das Bedürfnis beider nicht Zuſchüſſe
fordert.

Mit dieſer Erhöh ht die ſchärfere Erfaſſung des Objektes Hand in Hand. Vie er legte die ſchon oder der Notar

bei der Verſtempelung denjenigen Wert zugrunde, den die Par
teien oft wurde das Objekt niedriger oder der Jnven
tarwert rtrieben um an Stempel für das Grund
ſtück ſelbſt zu ſparen. Künftig wird das Objekt berechnet nach
V r t, nach der Wertangabe nur, wenn ſie höher

als jener.
Weiter zieht das Geſetz größere Kreiſe. Bisher konnte beim

er ſc part werden, wenn der Erwerber das Grundſtück
nicht ſelbſt behal ſonden an Dritte geteilt oder ungeteilt wei
ter z geben würnſchte, indem die chenerwerber ſich nur
das Grundſtück anſtellen und im Grundbuch ſich nicht n
ließ. Das neue Geſetz ſieht zwar als ſteuerbegründendes Mo-
ment die Eintragung im Grundbuch an, es greift aber, wie bis
en auf das Veräußerungsgeſchäft zurück und macht darüber

naus jedes hierauf abzielende Geſchäft ſteuerpflichtig, wenn
ca ergars vergaß hres Uebergang des geee v ſich

8 ußerungsgeſchäft werden, um Zweifel auszuſhlleben, beſonders aufgeführt:
die Uebertragung Rechte der Erwerber aus Veräuße-
rungsgeſchäften;

A. die rtragung von Re aus en zur Schließungeines Veräußerungegeſ 8, die den Veräußerer binden,

owie aus Vertr durch die nur der Veräußerer zur
ließung eines Veräußerungsgeſchäfts verpflichtet wird;

8 nachtr iche des aus einem Veräußerungsge-
geſchäfte berechtigten Erwerbers, die Rechte für einen Drit-
ten erworben oder die Pflichten für einen Dritten übernom
men haben;die h Rechte aus dem Meiſtgebot und die Er
klärung des Meiſtbietenden, daß er für einen anderen ge

Rechtsgeſchäfte, durch die jemand ermächtigt wird, einS oder teilweiſe auf eigene Rechnung zu ver
ern.

Steuerpflichtig ſind weiter Rechtsvorgänge, die jemandem
über das Grundſtück wie ein Eigentümer zu ver

Selbſtverſtändlich gibt es eine Reihe
gen und Ermäßigungen, von denen jene für Kri ſchädigte
und Hinterbliebene von Kriegsteilnehmern, die Abfindung
ihrer militäriſchen e Grund des Kapitalabfindungsge
ſetzes Grundſtücke hervorzuheben iſt. Weiter wird in
Anlehnung an das bisher Recht zwar keine Befreiung, aber
eine Ermäßigung auf die Hälfte gewährt, wenn der Erwerber

und ſein Gatte ein Einkommen bis nur 5000 M. und kein Ver
mögen über 10 000 M. haben, den Grundſtückshandel nicht ge
werbsmäßig betreiben und der ſteuerpflichtige Betrag bei bebau-
ten Grundſtücken 20 000, bei unbebauten 5000 M. nicht überſteigt.

Das Verfahren für die r jetzt folgendes:Grundbuchämter, beurkundende Behörden oder Notare, andern-
falls die am Geſchäft Beteiligten, haben der Steuerſtelle von dem
ſteuerpflichtigen Vorgang Mitteilung zu machen. Dieſe ermittelt

von Steuernbefreiun-

den gemeinen Wert des Objekts, bezw. des Veräußerungspreiſes,
wobei der etwa zum Zwecke der Steuerſparung in Form einer
Vermittlungsgebühr, eines den üblichen Satz überſteigenden
Zinſes, oder ſonſtigen Nebenleiſtungen gekleidete Teil des Entgelts geſchätzt und einbezogen wird, ſeit die Steuer feſt und er
teilt den Steuerbeſcheid, auf Grund deſſen binnen zwei Wochen
die Steuer zu entrichten ift. Die grundbuchliche Eintragung er
ſag erſt auf Grund der beſcheinigten Stundung oder Sicher

ung Steuer, deren Hinterziehung übrigens bis zum
zwangzigfachen Betrage des hinterzogenen Teils beſtraft wird.

Aktiengeſellſchaften
Ammendorfer Papierfabrik Akt. -Geſ. Wie wir bereits

berichteten, geſtattet der Reingewinn von 770 840 Mk. die Aus
ſchüttung einer Dividende von 4 Prozent, gu der eine Reft
dividende von 86 Prozent tritt. 422 574 Mk. gelangen als Vor
trag auf neue Rechnung. Wie der Bericht ausführt, hat das
Unternehmen durch die vielen wilden Streiks im Kohlenbergbau
große Störungen erlitten, da der dauernde Kohlenmangel die
Papiererzeugung ſtark derminderte, Die Poduktion fand bei der
herrſchenden Papiernot ſtets einen ſchlanken Abſah. Die Ver
hältniſſe ſind zurzeit noch völlig ungeklärt und unüberſichtlich, ſo
daß ſich über die Zukunft ſchwer ein Urteil fällen läßt. Die erſt
klaſſigen Einrichtungen des Unternehmens und die ſeit Jahren
geübte ſparſame Wirtſchaft laſſen erhoffen, daß ſich auch in Zu
kunft die Kriſen überwinden laſſen werden. Das Aktienkapital
iſt um 300 000 Mk. auf 1 950 000 Mk. erhöht worden. Die jungen
Aktien nehmen vom 1. Juli 1918 ab an der Dividende deil und
werden den alten Aktionären im Verhältnis 11 8 zur Ver
fügung geſtellt. Die Mittel, einſchließlich aller Koſten, ſind dem
Dispoſitionskonto entnommen worden. In der Bilanz figurieren
das Bankhquthaben mit 1 212 474 Mk. wähvend ſich die Schuldner
mit 692 662 Mk. ausweiſen. Die Gläubiger ſtehen mit 1 183 450
Mark zu Buhe. Die Generalverſammlung der Geſellſchaft
ftudet am 2B. Oktober in Halle ſtatt.

Zur Transaktion A. E. G. Auer. Die Transaktion
iſchen der Allgemeinen Elektrigitäts Geſellſchaft und der Deut

chen Gasglühlicht- Geſellſchaft Auer, über die wir in der geſtrigenAbendausgabe berichtet baben, unterſcheidet ſich in weſentüchen

Punkten von den ſonſtigen Zuſammenſchlüſſen und insbeſondere
den Zuſammenſchlußformen, die bisher in der Großinduſtrie üb-
lich geweſen ſind. Es iſt weder eine reine Fuſion noch eine Jn
tereſſengemeinſchaft, die hier abgeſchloſſen worden iſt. Wirtſchaft
lich wird auch durch dieſe Transaktion ein kongentrativer Ge
danke zur Durchführung gebracht. Die Glühlampenabteilung der
Auer-Geſellſchaft, die ſogenannten Osram-Werke, gehen auf den
A. E. G.-Koöonzern über. Zwei der bedeutendſten deutſchen Glüh-
lampenfirmen verſchmelzen ſich, der Form nach aber nicht durch
Konzentration, ſondern eher durch Dezentraliſation. Die Auer-
Geſellſchaft, 2isher ſelbſt ein qutonomer Konzern, wird in ſeine
einzelnen Teile zerlegt. Das Kernſtück, die Osram-Werke, ge-
langen in den Bereich der A. E. G., die übrigen Abteilungen wer
den durch ein Konſortium, at dem der alte von der Bankfirma
Koppel u. Co. geführie Auerkonzern beteiligt bleibt, weiterge
führt. Die A. E. G. kegzeutraliſiert fich gleichfalls indem ſie
ihre Glühlampenakteilung ven ſich abſpaltet und mit der Glüh-
lampenabteilung der Auer-Exſellſchaft vereinigt. Den größten
Teil der Anteile der neuen Geſellſchaft nimmt ſie in ihr Porte
feurlle. Angeblich ſoll geplont ſern, dieſem Glühlampentruſt noch
weitere große Fabriken anzugtedern und damit ſeine Kon-
kurrenz fähigkeit im Tulande und im Auslande zu ſtärken.

Alexanderwerk A. von der Nahmer Akt.Geſ. in Remſcheid.
Dividendenvorſchlag: 8 Prosg. (15, 10, 8, 6 Proz. in den Jahren
lv17/18—1914/15). Außerdem wird der Generalverſammlung eine
Erhöhung des W C vorgeſchlagen werden; in welchem
Betrage, ſteht nicht feſt.

Noſitzer Zucker-Naffinerie in Roſitz S.-A. Die Geſellſcha
ihre bei Breslau gelegene Melaſſe-Entzuckerungsanſtam Nutzen gegen den Huchvert

GroßMochberg mit anſehnli
realiſiert.

ReichsTextilAktiengeſellſchaft. Für den 17. Oktober iſt eine
außerordentliche Generalverſammlung einberufen, die über die
Auflöſung der Geſellſchaft zum 81. Dezember 1919
Beſchluß faſſen ſoll.

Sächſiſche Werkzeugmaſchinenfabrik Bernh. Eſcher A.G. in
Chemnitz 5 Proz. (25 Proz.) Dividende und 10 Proz. (0) Bonus.

Schleſiſche Holzinduſtrie A.G. in Langenöls 8 Proz. (i. V.
7 Proz.) bei Erhöhung des Aktienkapitals um 38 auf 2 Mill.
Mark. (Ausgabekurs der neuen Aktien 11224 Proz.)

Jenger Elektrizitätswerke A.G. 434 (5 Proz.
Induſtrie, Handel, Handwerk

Zur Lage des ſüddeutſchen Tabakmarktes. Der Stand der
Tabakpflanzen auf dem Felde wird jetzt günſtig beurteilt. Die
unteren Blätter der neuen Gewächſe gehen jetzt ihrer Reife ent
gegen. Jn Gruppen wird das Ergebnis ſowohl der Menge als
auch der Qualität nach zufrieden ſtellen. Neuerdinge hat man
die Hauptblätter und auch Vorbruchſandblätter aus der vor
jährigen Ernte zum Verkauf tellt und es konnten bereits
recht anſehnliche Poſten ihre Beſitzer wechſeln. Allerdings iſt
man mit der Brennfähigkeit dieſer Blätter nicht recht zufrieden,
weshalb man ſie in den meiſten Fällen nur als Einlage für

igarren wird verwenden können. Neuerdings beſtand größeres
ntereſſe für Tabakſtrunken aus dem Ernteergebnis des Jahres

1918. Das Angebot war jedoch von geringer Bedeutung und es
konnten Preiſe von etwa 345-—880 M. für den Zentner erzielt
werden. Die Frühtabake ſind nun ausgereift, und in der badi
ſchen Haardt, ſowie in der Südpfalg konnten die Sandblätter be
veits eingeerntet werden; die Ernte befriedigte in jeder Hinſicht.
Die bis jetzt eingebrachten Grumpen befriedigen ebenfalls undſind von Wöner Farbe. vorjährigen Haupttabaken und Vor
bruchſandblättern waren die Bezüge infolge der ungünſtigen
Bahnverhältniſſe ſehr frſchwert. Die diesjährige Ernte darin
wird günſtig beurteilt;; man hofft auf ein gutes Zigarren
material. Die Detag hat die Ra preiſe für dachreif abge
lieferte Ware der neuen Ernte auf 325—450 M. für den Zentner
feſtgeſetzt. Die zugeteilten Auslandstabake können nur langſam
den Vorarbeitern zugeführt werden. 1917er Tabake ſind im
freien Verkehr nur noch in unbedeutenden Poſten erhältlich. Die
letzten Angebote in Strunkentabak fanden willig Käufer und
erzielten 340--400 Mark für den Zentner. Jn 1Her Tabaken
hat der Schleichhandel bereits wieder eingeſetzt. Es konnten
größere Portionen Grumpen von Schiebern in den Produktions-
orten zu unglaublichen Preiſen aufgekauft werden. Hoffentlich
gelingt es der Detag, darin endlich Abbilfe zu ſchaffen.

fügen, ohne das Eige zu übertragen, und ebenſo Geſchäfte,
die einen ſteuerp Rechtsvorgang verdecken.

ver Metenpreiſe, Oer Verein deutſcher Rieken
fabrikanten hat infolge der

wichtspreiſe für Kupfer und i tKilogramm und den Aufſchlag auf die Stückpreiſe der neuen Liſte
auf 300 Proz. erhöht.

eſtiegenen Kupferpreiſe
eſſingnieten um

die Ge
rk pro

Weitere Erhöhungen der Preiſe für Filztuche. Die Ver
einigung deutſcher Filgztuchfabikanten“ erhöhte die Preiſe für die
Kontingentsfilze um 4,20 Mk. bis 7,80 Mk. für das Kilogramm.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die Börſe eröffnete die neue m 7

bei ruhigem Verkehr mit nur wenig veränderten Kurſen. D
Tendenz erwies ſich als feſt. Lebhaftes Geſchäft entwickelte
wieder in Petroleumwerten und Kolonialpapieren, on
letzteren waren bei namhaften Steigerungen Reuguineg, Otavi
und Karubo beſonders begehrt. Auch Pomona-Aktien ſtellten ſich
wieder um etwa 100 Prozent gegen den Sonnabendkurs
Von Spezialwerten ſetzten Rheinmetall

fort und gewannen 17 Prozent, wovon ein Teil aber

wieder verloren ging n tAm Montanmarkt zogen Phönix an, weil angeblich

rung
Verlaufe
5 Prozent.
eine höhere Dividende,

Beſſerungen um etwa 7 Prozent,

höher.
unächſt ihre Stezunächſ W

Daimler ſtiegen um etwo

als bisher genannt, in Ausſicht ſteher
ſoll. Von Farbwerten erfuhren Höchſter und Badiſche Anilin

Schiffahrtsaktien zogen meiſt
um Bruchteile eines Prozents an; erheblicher waren Haänſa und
Lloyd gebeſſert.
zentige Reichsanleihe

Der Anlagemarkt blieb behauptet
ſtellte ſich etwas höher.

Oreipro
Oeſterreichiſche

und ungariſche Papiere waren geſchäftelos.
Am Produktenmarkt erfuhr Hafer aufProduktenbericht.

weiteres
Veſonders wurde

Nachlaſſen des Angebots eine neuerliche Befeſtigung.
für Berliner Bedarf Ware geſucht infol

der Vorräte. Erbſen wurden aber hoch im Preiſe
halten. eluſchken und Pferdebohnen waren wenig beachtet.

In Wicken wird das Geſchäft lebbafter. Für Lupinen blieben die
Preiſe behauptet Serradella beſſerte ſich bei guter
Heu war begehrt, ebenſo Stroh

Nachfrage.
Mohrrüben waren viel be

gehrt, aber wenig angeboten. Auch in Runkelrüben fehlte es
an Ware.

Haiſefnotiexun
Berlin, 29. September. Jn

freiLoko ab Speicher

Stehen SNovmber-Abladungktober Abladung

Wagen
1200--1220, bei Selbſtabladung. Dreitägige ba rung
wöchige Abladung Auguſt-Abladung

enändiſcher 8 afe r flir 1000 kg tn Mark
1220 1250, loko ab Vabn

halfe

September Abladung les
per 1000 kp Neito ab Abladeſtationen. Tendenz ſehr feſt.

Auszahlungen.

Geld
Holland 839,Dänemark 483,25
Schweden 554,25
Norwegen 519,25

384,50Seeſterreich abg. 31,95

Berlin, 29. September.
Geld WWien, altes 81.95 32Ungarn 32Tag

SpantenFinnland 107,22 1 c
Im freien Verkehr wurden nieht amtlieh ermittelt

Deutsaehe erteOh v Deutsche S
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5 Preuss Konsols
4 e
4 74 Charl. Stadtanl. 8099
4 Magdeb Stadtanl. 9106
4 Säehs. Neulandseh.-

Pfandbriefe
4 Preuss. Centr. Bod.-

fandbriefe
4 Prouss. Hypot.-Bank-

Pfandbriefe 1911
7* Dessauer Gas-Oblig.

v 9Ausländ. Werte
4 Oesterr. Kron.-Rente
4 Ungar. Gold-Rente
4 UVUngar. Kronen-Rente
Bisenbahn-Aktten:
Halberstadt -Blankenb.
Halle-Hèettstedter 8
Sehantungbahn
gu Lokal-Str.
Gr. Berl. Str.
Magdeburger Str. B.Lux. Prinm Heinrich,-B.
Orientbahn
Sehiffahrts- Akt.
Hambg. Paketfahrt
Hambg.-Südamerika
Hansa-Dampfsechiff
Nordd. Lloyd

BRanken:
Bank für Thür.
Berl. Handelsges.
Comm u. Diskontoban
Darmstädter Bank
Dess. Landesbank 3Deutsohe Bank
Diskonto-Comm.
Dresdner BanxOredit-Anst. Leipzig
Mitteld. Kreditbun

Privat- BankNationalbank
Oesterr. KreditReichsbank
Industrie- Aktien
Schultheiss- Brauerei
Akt. f. AnilinAllgem. Elektr.-Ges.
Ammendorfer Papioert.
Anhalter Kohlenw.
Annaberger Steingut
Badiseche Antlin
Bergmann Elekt. Akt.
Berl. Masch.-Baun
BismarckhütteBochumer GuBstahl
Chem. Fubrik Buekau
Ohem. Griesheim
Chem. v. Heyden
Sonsoltäation Sohaike
Oröllwitzer Papierfabr.
Daimler-Motoren

Deutsch-Luxemburg I149.75
Pautaehe Debersee- El 7
eutsche Drdöl 7Deutsche Gasglühl 481

Deutsche Kali 15.50Hentsche Watf. u. Mun. 217.
Honnersmarkhütte 20Döring u. Leirmann 12175
DürkoppwerkeElberfelder Farben 70
Felten u. Gujlleanme 214,75

r r 150jebhardt u. Co. 5Gebharädt u. on 146.50Gelsenkireh. Bergb. 17975
Glauriger Zuckertbr 27
Hallesehe Maseh.-Fabn 72Hann. Maseh. 350.Harpener Berg e 190
Hasper Hisen 168.75Hirseh Kupfer 357Höchster Farbw.. 372Hoesch Risen u. Stabi 214.
Hoheniohe- Werke Il4,
Humboldt-Maseh.

r gba n 395,ahla- Porzellan 346.Kaſiw. Aschersleben 200,
örbisd. Zueker- Akt. h

Fä m mahmeyer u.Lauchhammer 1680,
Laurahütte F7Linke u. Hofmann. 105
Ludwig Loewe u. Co. 2.Tothringer Hütte 160,Mannesmannröhren 18880
Maschinenfabr. Buckau 152,
Obersehl, Bisenb. Bed. 136.

do. Caro Heg.
do. Kokswerko 224

Orenstein u. Koppel 183
önix- Berg.ein. Meta Vora 210.Rhein Stahiwaren 165.75

Riebeck. MontanRombacher Hütten 157
Rositzer Braunk. 164,76
Rositzer Zueker 172Sangerhäuser Masse 275.

ugo Schneider u. 190
ehnekert u.Siemens u. Halske 176.Stettiner Chamotte 213.

Stettiner Vnlkan 183,
Stollberger Zinkh. 170Strals. Spielkarten 35Thale-Bisenhütte. 267,
riptis- Akt. Ges. 157Türkische Tabakregie
Ver. Köln-Rottweiler 28
Glanzstoff Elberk.
Wegeſin u, Hübner 16,
Wersech.-Welssenf. Brk. 7Westeregeln-Alkali 2Wittener Gusstahl 21450

rede-Mälzerei 122.Zeitrzer Masch. 4556,
Zeillstott Walthot 18.Otavi-Minen a 274

Tendenz behauptet

Saalschlossbrauerei, Halle a. S. (grosser Saal)
Heute Abend S Uhr

letzter Vortrag
über

experimentelle Psychologie (nebst Beispielen)
von dem bekannten Peychologen Hansen- Krause

Karten bei Koch. Hofmusikalienhdlg., u. Abendkasse 7 Vhr.

Ein ideales Mundpflegemittel, das angenehm dhaben,ſparſam und ſauber im Gebrauch, bequem re mit
größter Wirkſamkeit vollkommene Unſchädlichkeit verbindedie Ortizon-Mundwaſſerkugeln. Die 8
rates beruht erf rodeſſen ren reinigende, desinfi re e halten
Eigenſchaften
wo tzt.

Kur“* Ortizon macht den Mund ſofort geru

Der ber le das Waſſerſtoffſuperoxyd in eine ſäure

n Vfr
verhütet

be

er
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212. Jahrgang. Nummer 482.

Stadtverordnetenſitzung
Stadtv. Vorſteher Hennig eröffnet die Sitzung und teilt

zunächſt mit, daß die Erhöhung der unbeſöldeten Stadtratsſtellen
auf 12 Stellen vom Bezirksausſchuß genehmigt iſt. Nach Ver
leſen verſchiedener Eingänge, die dem Magiſtrat bzw. den zu
ſtändigen Ausſchüſſen überwieſen werden, wird in die Tages
ordnung eingetreten und die erforderliche Erſatzwahl für die Bau
deputation vorgenommen, in welche die Herren Roediger, John
und Ziertmann neu gewählt werden. Der Antrag der deutſch
nationalen Fraktion, den S 4 Abſ. 1 der Geſchäftsordnung dahin
zu ergänzen, daß dem Stadtverordnetenvorſteher die Vertretung
der Stadtverordnetenverſammlung nach außen obliege, wird auf
Vorſchlag des Vorſtehers bis zur Beratung des Punktes 4 der
Tagesordnung zurückgeſtellt. Ein weiterer Antrag, die Be
ſtellung des Protokollführers mit S 388 der Städteordnung und
S 5 der jetzigen Geſchäftsordnung in Einklang zu bringen, ſoll
erſt nach endgültiger Regelung der Geſchäftsordnung beraten
werden. Ein vorliegender Antrag auf Neubearbeitung der Ge-
ſchäftsordnung wird auf Vorſchlag des Stadtverordneten Keil
(Dem.) zurückgeſtellt, bis die geplante Aenderung des Kommu-
nalrgchtes durchgeführt iſt. Ein Antrag des Stadtverordneten
Kleeis (Soz.) auf Neudruck der Geſchäftsordnung wird aus
dieſem Grunde auch abgelehnt. Der Halleſche Bauverein be
abſichtigt, ſeine Kleinwohnungsanlage an der Barbaraſtraße auf
den ganzen Baublock zwiſchen der Barbaraſtraße und den pro-
jektierten Straßen VI und IX bis zur verlängerten Liebenauer-
ſtraße auszudehnen und zu dieſem Zwecke das erforderliche Land,
das der Stadtgemeinde gehört, zu erwerben. Zunächſt ſollen
4 Gebäude mit 24 Wohnungen errichtet werden. Der dadurch
notwendig werdenden Aenderung der Bau und Straßenflucht
linie wird zugeſtimmt.

Da Punkt 6 der Tagesordnung Errichtung von Wohn-
baracken“ vom Bauausſchuß noch nicht genügend vorbereitet iſt,
urd auf Antrag des Stadtverordneten Albrecht (Unabh.) über

ie

Mittelbewilligung für die Einwohnerwehr
verhandelt. Durch Regierungsverordnung iſt den örtlichen Kreis-
und Gemeindebehörden die Bildung und Unterhaltung von Ein-
wohnerwehren übertragen worden. Der Magiſtrat hat daher be-
ſchloſſen, 50 000 Mk. für allgemeine Koſten der Einwohnerwehr
für die Zeit bis Ende März 1920 aus dem gemeinſchaftlichen
Dispoſitionsfonds zu entnehmen. Dieſer Antrag iſt auch vom
Haushaltausſchuß mit 10 gegen 8 Stimmen angenommen wor-
den. Stadtv. Albrecht ſchließt ſeine Berichterſtattung über den
Antrag mit den Worten: „Da ich bereits im Haushaltsausſchuß
den Antrag abgelehnt habe, ſo bin ich auch nicht in der Lage, ihn
heute als Referent zu empfehlen. Auf den Ordnungsruf des Vor-
ſtehers, daß ſich eine derartige Aeußerung mit ſeiner Eigenſchaft
als Berichterſtatter nicht vereinbare, erwidert Stadtv. Albrecht:
„Sie können mir doch nicht zumuten, daß ich in einen Gewiſſens-
konflikt gerate“, um dann nach wiederholter Mahnung ſeitens des
Vorſtandes fortzufahren: „Die Vorlage wird begründet durch
eine Regierungsverordnung, nach der Einwohnerwehren gebildet
werden ſollen. Dieſe ſind meines Wiſſens in vielen Städten
abgelehnt worden. Was würde die Regierung wohl unternehmen
können, wenn auch wir ſie ablehnten? Wenn es heißt, daß ſie
zum Schutze des Lebens und Eigentums der Bürger errichtet
werden ſollen, ſo möchte ich daran erinnern, daß wir doch ſchon
einen doppelten Schutz beſitzen, nämlich in der Polizei und in
dem Noskeheere. Glauben Sie, daß Leben und Eigentum mehr
geſchützt werden, wenn ſie zu dieſem Zwecke Freiwillige oder durch
Geld verpflichtete Leute beſtellen? Leben und Eigentum ſind gar
nicht ſo gefährdet. Jch erinnere an die Zeit, da General Märcker
hier einzog; da mehrten ſich die Einbrüche und Diebſtähle. Da
war auch das Leben nicht heilig, denn unter dem Schutze des Be
lagerungszuſtandes wurden die „Kommuniſten“ Meſeberg und
Pludra aus der Wohnung geholt und in die Saale geworfen.
(Zuruf: Oberſtleutnant v. Klüberl) An Herrn v. Klüber hat
ſich das Volk im Zorn und in der Erregung vergriffen. Was
hat das aber dagegen zu bedeuten, wenn man in die Wohnung
von Leuten geht mit dem Vorſatz, ſie zu ermorden? Die Zu-
ſtände, wie ſie jetzt herrſchen, erfordern die Errichtung von Ein
wohnerwehren nicht, aber die bürgerliche Preſſe gibt ſich alle
Mühe, durch Verbreitung von Mord und Schauergeſchichten den
Bürger in Angſt zu ſetzen, um dadurch die Errichtung einer Ein
wohnerwehr zu unterſtützen. Man ſollte lieber danach ſtreben,
die niederen Jnſtinkte des Volkes nicht aufzureizen. Wir ſind
aber noch aus einem anderen Grunde gegen die Einwohnerwehr.
Um den ſogenannten Wiederaufbau herbeizuführen, benötigt auch
die Stadt Halle ſehr viel Geld. Die Einwohnerwehr erfordert
jährlich über 200 000 Mark. Jch ſtelle nun an den Magiſtrat die
Frage: wer waren diejenigen, die die Summe aufgebracht haben
Jedenfalls ſehr reiche Leute, die bange waren um ihr Vermögen
und Leben. Aber ſelbſt wenn dieſe Herren in Zukunft die
Koſten tragen wollten, ſo wären wir doch noch gegen dieſe Ein
richtung. Sie ſoll nämlich letzten Endes eine Prätorianer-
garde der Gegenrevolution werden. Jn Lübeck z. B.
iſt ſie bereits gegen die ſtreikenden Hafenarbeiter verwandt wor-
den. Nach der Regierungsverordnung können ferner nur ſolche
Leute Mitglieder werden, die die jetzige Regierung unterſtützen.
Glauben Sie aber, daß die Einwohnerwehr, wenn es zu einer
Gegenrevolution kommt, ein Schutz iſt? Sie iſt eine gegenrevo-
lutionäre Einrichtung und aus dieſem Grunde ſind wir gegen
den Antrag.

Von ſeiten des Magiſtrats wird darauf hingewieſen, daß die
Einwohnerwehr keine politiſche Einrichtung ſei, ſondern ſeinerzeit
als ein Privatunternehmen zum Schutze des Eigentums und Le
bens der Halleſchen Einwohner im Falle eines Angriffes ge-
gründet ſei. Die Regierungsverordnung macht die Beſtreitung
der Koſten aus ſtädtiſchen Mitteln zur Pflicht.

Stadtverordneter Steinbrück (Dnat.) Mit Dank er-
kennen wir an, mit welcher Energie der Stadtverordnetenvor-
ſteher den Stadtv. Albrecht zur Ordnung gerufen hat. Es
iſt eigentlich auch überflüſſig. noch Worte über die
Angelegenheit zu verlieren. Wir werden Sie (zur
Linken) niemals für unſere Meinung gewinnen
habe nur die Erklärung abzugeben, daß wir die Mittel für
Einwohnerwehr bewilligen, weil ſie mit Hilfe der Polizei fü
Ruhe und Ordnung ſorgen ſoll. Wir wollen arbeiten und ſehen
in der Einwohnerwehr die Mittel, dieſes Ziel zu erreichen. Jn
dem Haushaltausſchuß haben ſich die Mehrheitsſozialiſten ihrer
Stimmen enthalten und dadurch bewieſen, daß ſie die Maß
nahmen der Regierung nicht unterſtützen.

Stadtv. Bock (Unabh.): Wenn wir den Antrag ablehnen,
ſo beſtimmen uns hierzu zwei Momente, ein ideelles und ein
materielles Moment. Wir ſind Gegner des „Militarismus“
überhaupt und im beſonderen in ſeiner heutigen Form. Wir
wiſſen, daß, ſolange der Militarismus beſteht, es auch immer
Krieg geben wird. Deutſchland wäre jetzt in der Lage, der
ganzen Welt ein Vorbild zu geben, wenn es abrüſtete. Die Ein
wohnerwehr iſt ein Stück Militarismus. Mag ſie auch ſeinerzeit
notwendig geweſen ſein, ſo ſehen wir heute trotz der Regierungs
vorſchrift keine rechtliche Grundlage dazu. Dieſe hat ſie durch
den Friedensvertrag verloren. Die Einwohnerwehr iſt ferner
reaktionär und gegenrevolutionär und richtet ſich
in ihrer Tendenz die Arbeiterſchaft. Brauchen wir ſie
überhaupt? Die Verhältniſſe ſind doch heute andere als zur
gett ihrer Gründung. Heute ſind die Arbeiter entwaffnet, wir
aben ferner Polizei, NoskeGarden, dazu noch eine Militärpoli-

zei. Jn vielen Städten erklärten ſich die Mehrheitsſozialiſten
gegen die Errichtung von Einwohnerwehren. Eine derartige
Energie können wir von den Halleſchen Mehrheitsſogialiſten frei

und Sie werden uns niemals für Jhre Anſichten gewinnen.
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lich nicht verlangen, ſie ſind ein Beiſpiel dafür, wie man mehr

heitsſogialiſtiſche Politik nicht machen ſoll.
Stadtv. H erz feld (Dem.): Wir betrachten die Einwohner

wehr als eine Einrichtung zum Schutz der Halleſchen Einwoh-
ner. Nach unſerer Meinung iſt das Bedürfnis dazu noch vor
handen. Wenn die Einwohnerwehr wirklich gegenrevolutionäre
Strömungen unterſtützte, ſo würden wir als Demokraten dieſe
Einrichtung ablehnen. Die Einwohnerwehr ſoll im Gegenſatz
zum Militär nur innerhalb der Stadt Halle verwandt werden.

Stadtv. Müller (Mehrh.Soz.) ſtellt den Antrag: „Die
StadtverordnetenVerſammlung möge beſchließen, eine Kom

miſſion einzuſetzen, welche mit den dazu berufenen Stellen nach
zuprüfen hat, ob durch die augenblicklich vorhandenen Jnſtitu-
tionen, wie Polizei uſw., für alle in Frage kommenden Fälle eine
genügende Sicherheit zum Schutze der Sicherheit des Lebens und
des Eigentums gegeben iſt.“ Redner führt dazu aus: Wir
lehnen an ſich die Bewaffnung des Bürgertums ab. Daß aber
gegenrevolutionäre Strömungen vorhanden ſind, kann nicht ge
leugnet werden. Es iſt auch wahr, daß die Einwohnerwehr zum
geringen Teile aus Arbeitern beſteht. Wenn nun die Deutſ ch
nationalen, und zwar vor allem durch ihr Organ, die
„Halleſche Zeitung“, Einfluß auf die Bildung der Einwohner
wehr gewinnen wollen, dann müſſen wir dagegen auftreten Sie
haben uns in den Krieg gehetzt und in den Ruin geführt. Sie
haben nach der Revolution unterlaſſen, was not tat: ſich unter
zuordnen. Wenn ſie ihren Einfluß auf die Einwohnerwehr gel
tend machen wollen, ſo wäre dies Landesverrat; aus dieſem
Grunde können wir auch dem Antrage des Magiſtrats nicht voll
Zzuſtimmen. Mein Antrag gibt allerdings Gelegenheit, die Not
wendigkeit der Einwohnerwehr nochmals zu prüfen. Redner
wendet ſich dann gegen die Unabhängigen: Entſtanden iſt die
Einwohnerwehr ſeinerzeit in den Märztagen. Der Genewal
ſtreikwar ihr Werk. Und wer das Volk ſo aufhetzt
wie Sie und das „Volksblatt“ und es mit ſeinem ſüdheſtiven Ein
fluß geradezu zu Gewalttätigkeiten ermuntert,
der iſt mit ſchuldig an den Unruhen und mitſchuldig an den
Ausſchreitungen. Jch habe ſelbſt zugeſehen, wie die Regierungs
ſoldaten hier einzogen, habe auch mit eigenen Augen beobachtet,

wie ſie herausgefordert und angeſpien worden ſind. Und ich
möchte behaupten: daß Sie (zu den Unabhängigen) auch mit
ſchuldig an den Plünderungen ſind. Es war für mich
eine Genugtuung, daß ſüch damals Bürger
zur Wahrung der Ordnung zur Verfügung ſtellten
und die Einwohnerwehr gegründet wurde. Die Frage zu

prüfen, ob ſie heute noch notwendig iſt, dazu ſoll mein Antrag
die Möglichkeit geben. Solange Sie (zu den Unabhängigen)
Jhre Hetzarbeit fortſetzen, wird nicht Ruhe im Lande
ſein. Jch erinnere nur daran, daß in einer der letzten Metall
arbeiterverſamunlungen einer Jhrer Parteiführer geſagt hat, daß
es ſchade ſei, daß man Noske, Ebert und Scheidemann nicht
längſt an den Laternenpfahl gehängt habe. Wer ſolche auf
reizenden Reden führt, der iſt mitſchuldig an den Gewalttätig-
keiten. Wenn Sie den Antrag ablehnen, dann fördern Sie
eben die Gewalttätigkeiten. (Redner wird mehrfach, u. a. durch
Zuvrufe wie: bezahlter Renegat! Spitzel! von Unabhängiger
Seite unterbrochen.) Stadtv. Bundt (Deutſchnat.) beantragt
Schluß der Debatte. Die Verſammlung ſtimmt dem zu.
Stadtv. Bock (Unabh.) erhält das Wort zu einer perſönlichen
Bemerkung. Er ſtellt feſt, daß er nicht geſagt habe, er habe die
Einwohnerwehr als ein Bedürfnis empfunden oder bezeichnet,
ſondern er habe nur bemerkt: „in gewiſſen Kreiſen“ werde ſie
als Bedürfnis empfunden uſw. Jch hätte gewünſcht, daß Herr
Müller ſeinen perſönlichen Andeutungen gegen mich reale
Grundlagen gegeben hätte. Jch habe ſelten eine kleine Partei
kennen gelernt, die ſo viel Taktloſigkeit in ſich vereinigte. Und
Herr Müller ſtellt den Gipfel der Arrogang dar. Die Be
merkungen des Redners werden von dem Vorſitzenden zurückge-
wieſen. Der Vorſitzende erteilt ihm einen Ordnungsruf.
Stadtv. Bock: „Jch nehme ihn mit Dank an.“

Jn der Abſtimmung wird der Antrag Müller abgelehnt, die
Magiſtratsvorlage, die 50 000 Mark für allgemeine Koſten der
Einwohnerwehr und die Mittel zur Einrichtung einer Selbſt
verſicherung für die Mitglieder der Wehr fordert, mit 38 gegen
31 Stimmen angenommen. (Fortſetzung folgt.)

Halle und Amgebung
Halle, 30 September.

Delegiertentag der Saagza in Halle
Zentralvereinigung der

Angeſtelltenausſchüſſe ſämtlicher Garniſonen
Sachſen-Anhalts.

Anweſend waren 38 Vertreter aus 15 Garniſonen. Der
1. Vorſitzende eröffnete die Tagung am 27. September und be
grüßte die erſchienenen Kollegen ſowie die anweſenden Gewerk
ſchaftsbeamten h D. H. V. Magdeburg, Maßmann,
V. D. H. Er gab ſich Hoffnung hin, daß die Tagung zum
Wohle der geſamten Angeſtelltenſchaft einen erſprießlichen Ver
lauf zeitigen möge. Sodann erſtattete er im Namen des ge
ſamten Vorſtandes Bericht über die erfolgreiche Tätigkert, die die

im gemeinſamen Zuſammenarbeiten mit allen Berufs
organiſationen geleiſtet hat. Er berichtete im großen und ganzen
über die erfolgten Maßnahmen bei dem Kriegsminiſterium in
Sachen der r bezüglich der Verfügung der
Reichswehrbefehlsſtelle vom 26. Auguſt 1919, der Wirtſchaftsbei-
hilfe uſw. und gab Kenntnis von den an die Ortsgruppen der
Zaagza geſandten ausführlichen Rundſchreiben und Berihte.
Zu Punkt 2 der Tagesordnung wurde dem Gewerkſchaftsbeamten
Bauerſchäfer- Magdeburg das Wort erteilt. Der Referent
legte in ſeinen langen, ſachlichen Ausführungen klar, daß am10. So temnber 1919 eine Kommiſſion nach Berlin entſandt ſei,

t mit der Dezernenten zu verhandeln. Vom
Kriegsminiſterium wurde darauf ausgeführt, daß keine Maſſen
kündigung beabſichtigt ſei, ſondern nur ein Abbau, langſam aber
ſtetig, durchzuführen ſei. Die Kommiſſion bat weiterhin den
Vertreter vom Kriegsamt, Herrn Regierungsbaumeiſter Arndt
ſon nach Magdeburg zu ſchicken, um an Ot und Stelle die Ver-
ung Kur richtigen Auslegung zu bringen. Am 17. September
kam r Herr Arndtſon nach Magdeburg, um die Auslegung
durhzuführen. Es waren vertreten der Chef vom 4., 16. und 21.
Armeekorps und die größeren Dienſtſtellen des Armeekorps Jn
dieſer Verſammlung wurden nun alle wichtigen in Frage kom
menden Angelegenheiten behandelt und zum Beſten der Ange
ſtellten geregelt. Es wurde noch ein Paſſus zur Verfügung vom
8. März 1919 durchgeführt 1. daß Zivilangeſtellte bei ihren

Dienstag, den 50. September 1919.

Privatfirmen, wo ſie am 1. Auguſt 1914 tätig waren, wieder ein
geſtellt werden müſſen; 2. die Kündigungen, die vorgenommen
werden ſollen, erſt jüngere, ältere nicht verheiratete, verheiratete
ohne, verheiratete mit 1 und 2 Kindern uſw. treffen; 8. den
Prozentſatz an Krigsbeſchädigten von 1 Prozent auf 6 Progent
in den Betrieben zu erhöhen.

BauerſchäferMagdeburg, D. H. V., ſprach noch über die am
23. September in der Bismarckſchule ſtattgefundene Vollver
fammlung, einberufen von der Ortsvereinigung Magdeburg, der
Zaagza und den Berufsorganiſationen. Jn dieſer Verſammlung
ſind alle Punkte durchgeſprochen. Auch wurde hier den Ver
bänden der Dank und das Vertrauen dahin ausgeſprochen, daß
ſie durch einmütiges Zuſammenarbeiten unter Ausſchaltung aller
Verbandspolitik für das Wohl und Wehe der Zivilangeſtellten
gearbeitet haben. Stölze Wittenberg ſtellte die Anfrage ob
es zuläſſig iſt, daß Kapitulanten, welche früher Berufstäegkeit
hatten, noch beſchäftigt werden dürfen. Anwort: Nach Ver
fügung vom 26. Juni 1919 dürfen nur fähige Kapitulanten in
Frage kommen, auch hat der Angeſtelltenausſchuß das Recht, die
r Schritte einzuleiten, damit die Perſonen entlaſſen
werden.

Punkt 3: Wirtſchaftsbeihilfe. Jn Abweſenheit der Herren
Bach (Afa) und Rupprecht (G. d. A.) erklärt BauerſchäferMagde
burg, die den Staatsbeamten gezahlte Beihilfe ſtehe ebenfalls
den Zivilangeſtellten zu. Es wurde deshalb am 25. Septemser
eine Kommiſſion nach Berlin geſchickt, um mit Finanz- und
Kriegsminiſterium in Verbindung zu treten, um für die Zivil-
angeſtellten die Wirtſchaftsbeihilfe zu erhalten. Hierfür wurden
folgende Summen aufgeſtellt: 1000 Mark für Verheiratete, 600
Mark für Unverheiratete. Das Finanzminiſterium führte aun,
daß es nicht heißen ſoll „Wirtſchaftsbeihilfe“, ſondern „Aus-
gleichsſumme“, auch kämen in Anrechnung ſämtliche Erhöhungen
des Gehalts vom 1. Januar 1919 rückwirkend. Es wurde folgen
der Vorſchlag gemacht, eine Summe auszurechnen, und zwar
600 Mark für Verheiratete, 360 Mark für Unverheiratete, für
jedes Kind bis zu 16 Jahren 200 Mark. Als Stichtag kommt der
3. September 1919 in Frage. Der Finanzminiſter Erzberger
hat die Zuſage, wenn die Summe angenommen wurde, durch
Anterſſhrift gegeben. Die Summen ſollen in zwei Raten ge
zahlt werden, da das Finanzminiſterium nicht ſo viel Geldmit
zur Verfügung hat.

Kollege Kuhhirt gab bekannt, daß der 1. Schriftführer nicht
mehr Mitglied eines Angeſtelltenausſchuſſes iſt und gemäß Ler
Satzungen ſein Amt niedergelegt hat. Fiederer-Zeitz ſchlug vor,
den Poſten des Geſchäftsſtellenleiters Kollegen Brömme zu
geben, was einſtimmig beſchloſſen wurde. Die Sitzung wurde
nunmehr auf Sonntag vormittag 10 Uhr vertagt und auf das
am Abend um 6 Uhr anläßlich des Delegiertentages auf der
Peißnitz ſtattfindende Kränzchen hingewieſen.

Kollege Kuhhirt eröffnet am 28. September vormittags gegen
10 Uhr den weiteren Verlauf und begrüßt im beſonderen i
noch erſchienenen Kollegen aus Kaſſel und Aſchersleben. Ver
bandsbeamter Bauerſſhäfer ſprach in einer längeren Rede über
den Abbauausſchuß. Ebenſo ſprach Herr BadingAlten-
grabow bezugnehmend auf die Ausführungen des Vorrednersz

über den Abbaugusſchuß. Verbandsbeamter Rupprecht gab in
längeren Ausführungen der Verſammlung bekannt, daß in
Sachen der Zaagza volles Einvernehmen zwiſ den verſchiedenen Verbänden gewährleiſtet iſt. von i

Nach einer Mittagspauſe von 2—8 Uhr wird die Tagung
r und zu der Einladung des Angeſtelltenausſchuſſes der

eichewehrbefehlsſtelle Preußen für eine Zuſammenkunft am
15. Oktober in Berlin Stellung genommen. Nach langem Hin
und Her wurde beſchloſſen, nach Berlin zu ſchreiben, daß die

nur gewillt iſt, einen Zuſammenſchluß innerhalb
Preußens zuzuſtimmen, wenn dabei ſämtliche Berufsorganiſatio-
nen hinzugezogen werden. Die Verſammlung ſtimmte einmütig
dieſem Beſchluſſe zu. Der anweſende Verbandsvertreter Herr
Müller vom D. H. V. wurde gleichzeitig erſucht, ſofort nach Rück
kehr nach Berlin mit ſämtlichen anderen Organiſationen in Ver
bindung zu treten, um feſtzuſtellen, ob beabſichtigt iſt, am 15. Ok-
tober ſämtliche Organiſationen hinzuzuziehen. Nach weiteren
Ausführungen der Kollegen KroneAltengrabow, Kretſſhmann-
Halle und SchweigerDeſſau wurde beſchloſſen, eine Deputation
von drei Kollegen zu entſenden. Gewählt wurden: Kollege
Kretſchmann Halle mit 13 Stimmen, Kollege Kuhhirt mit 9
Stimmen, Kollege KroneAltengrabow mit 7 Stimmen. Der
1. Vorſitzende ſchloß die Tagung mit dem Hinweis zur weiteren
zielbewußten Standesarbeit. Schluß 6.10 Uhr.

Heimatſpiel. Graf Luckner, der Held des „Seeadlers“,
erzählt aus ſeiner Gefangenſchaft am Sonntag, den 5. Oktober,
nachmittags um 3 Uhr im zweiten Teil des nunmehr an dieſem
Tage in den „Thaliaſälen“ ſtattfindenden Heimatfpieles
für die Jugendhilfe „Offene Tür“. Außer den bereits früher
an dieſer Stelle genannten Mitwirkenden wird ſich auch der
Halleſche Turn und Sportvevrein wieder in den Dienſt der guten
Sache ſtellen. Seine guten Leiſtungen wurden zur Zeit mit
7 Beifall aufgenommen. Karten bei H. Hothan, Große
P elgade 38 und in der Jugendhilfe „Offene Tür“, Brüder-

e 6.
Der 4. Sonatenabend von Dr. Ernſt Latzko (Klavier)

und Profeſſor Robert Reitz (Violine) findet heute Dienstag um
228 Uhr im „Mozartſaal“ ſtatt. Intereſſenten ſeien auf dieſe
wertvolle künſtleriſche Veranſtaltung, in der dieſes Mal Sonaten
von Brahms, Reger und Thuille dargeboten werden, noch einmal
aufmerkſam gemacht. Karten bei H. Hothan.

NDarta Benkenſtein Maria Kampf. Die 82 Variationen
in cemoll ſind nicht eins jener Werke Beethovens, die tief das
Jnnerſte erregen; ſie ſind im Grunde genommen bar aller
Gefühlswerte. Vielen Forſchern gelten ſie deshalb kaum mehr
als eine Studie, erſonnen, um die ſchöpferiſche Geſtaltungskraft
an der Veränderung eines kurzen Themas zu erproben und zu
ſtählen. „„E werden nämlich faſt ausſchließlich nur Spielmotive
durchgeführt und förmlich ausgenutzt, ſo daß man bisweilen eher
einen tüchtigen Spieler und Klaviermeiſter als Beethoven für
den Verfaſſer halten ſollte. Für den Vortragenden iſt die Au
gabe daher ziemlich einfach. Jnniges Verſenken in den Stof
r kaum verlangt; notwendig ſind nur eine tüchtig durchge

ldete Hand, ein lockeker Arm, Klarheit im thematiſchen Auf
bau und rollendes Figurenwerk alles Erforderniſſe, derent-
wegen man kein Aufhebens macht, und die bei einem Pianiſten
als ſelbſtverſtändlicher Beſitz vorausgeſetzt werden. Auch
Martha Benkenſtein verfügt über ſie bis zu einem ge
wiſſen Grade. Freilich leidet die Ueberſichtlichkeit ihres Spiels
immer noch durch zu häufigen, oft ſogar falſchen Pedalgebrauch
und durch Ungleichmäßigkeiten in der Fingergewandtheit. Selbſt
hinſichtlich der Tonentfaltung bleibt viel zu wünſchen übrig.
Klingt doch unter ihren Händen der Flügel ziemlich ſtumpf und
matt. Von fein abgeſtuften Anſchlagsmöglichkeiten iſt kaum die
Rede. Die Fortſchritte, die Martha Benkenſtein ſeit ihrem vorigen
Konzert gemacht hat, ſind deshalb leider nicht allzuhoch h
ſchätzen. Noch eindringlicher überzeugte von dieſer bedauerli
Tatſache die Wiedergabe der Kompoſitionen Chopins, von deren
Schönheitsfülle die junge Dame keine leiſe Ahnung zu ver
mitteln vermochte. Meiner Meinung nach müßte Martha
Venkenſtein ihre Fähigkeiten in Geduld ausreifen laſſen, ehe ſte
ſich wieder an die Oeffentlichkeit wagt. Sowohl für die Beglei
tung der Lieder von Schubert und Brahms, wie für die Doloroſa
geſänge von Ad. Jenſen geht ihr muſikaliſches Verſtehen und
Empfinden nicht tief genug. Sie war für die Sängerin nur eine
markloſe Stütze. Maria Kampf W gänzlich auf ihreneigenen künſtleriſchen Beſitz angewieſen der iſt gang an
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GrafBerchthold gegen Selbſtbeſchmutzung
Zu den wenigen Punkten, in denen die Deutſchen heute

einig ſind, gehört die Ueberzeugung, daß der Frieden s-
vertrag von Verſailles revidiert und geändert werden muß. Nun ſoll aber dieſer Friedensver-
trag, wie die Feinde zu ſeiner Rechtfertigung vorgeben, auf
der Grundauffaſſung baſiert ſein, daß das Deutſche Reich
und Oeſterreich- Ungarn den Krieg abſichtlich, alſo ſchul d-

haft, herbeigeführt haben. Wenn demnach eine Reviſion
des Friedensvertrages angeſtrebt werden ſoll, dann kann
dieſe Vorbereitung nur in der Richtung erfolgen, daß die
deutſche Schuldloſigkeit am Ausbruch des Krieges immer
wieder in den Vordergrund der Erörterungen gerückt und
die Oeffentlichkeit davon überzeugt wird. Es muß das
Gegenteil dieſer Abſicht erreicht werden, wenn die Schul d
am Kriege immer wieder dem eigenen Lande von den
herrſchenden Regierungsparteien aufgebürdet wird, wie es
in Deutſchland wiederholt geſchehen iſt, nicht nur durch den
Jdealiſten und Urbayern Kurt Eisner, ſondern auch ſogar
durch eine Perſönlichkeit wie den Grafen Rantzau, der vor
Abſchluß des Friedensvertrages von einer deutſchen Mit-
ſchuld ſprechen zu ſollen glaubte. Es iſt noch erinnerlich,
wie damals die Feinde den Schluß zogen: ſie ſeien am
Kriegsausbruch ſchuldlos und hätten das auch immer zum
Ausdruck gebracht. Nun gäbe die deutſche Regierung durch
ihren Außenminiſter bereits ſelbſt ihre Mit ſchuld zu.
Sie ſei alſo allein ſchuldig, wenn ſie dieſes Vekenntnis
auch jetzt, vielleicht aus parteitaktiſchen, innerpolitiſchen
Gründen, noch nicht ganz auszuſprechen wage, und be-
kenne ſich damit zu den Grundlagen des Friedensver-
trages. Eine ähnliche Auffaſſung hat auch der in den
letzten Tagen viel zitierte Graf Berchthold vertreten, der
einem Ausfrager der „Voſſiſchen Zeitung“ über das neue
ein der öſterreichiſchen Negierung u. a. das Folgende
erklärte:

„Jch bedauere es außerordentlich daß die gegenwärtigen Wiener
Feſtſtellungen der Enthüllungen jeden Willen zur Unparteilich
keit vermiſſen laſſen. Die offenkundige parteipolitiſche Ten
denz der Veröffentlichung und der Wahl des Zeitpunktes ſind
von der neutralen öffentlichen Meinung hinlänglich beleuchtet
worden, ſo daß ſich eine ausführliche Stellungnahme meiner-
ſeits erübrigt. Jn Deutſchland hat man die Prüfung der
Archive drei Männern anvertraut, deren Perſönlichkeit ſie
zwar nicht völlig jeder Parteiung entrückt, ihnen aber bei
Freund und Feind das richterliche Attribut ſichere. (Das trifft
leider nicht zu. Die drei Herren ſind reine Partei
männer des Regierungsblocks. Die Red.) Jn Wien hat
man ſich mit einem gefügigen Werkzeug der herrſchenden Par
tei begnügt. Man hat auch nicht den Verſuch unternommen, ein
Einvernehmen der Beteiligten durchzuführen. Man hat ſich
mit einem archivariſchen Fehmgericht in Abweſenheit von Rich-
tern, Angeklagten und Zeugen zufriedengeſtellt.“

Graf Berchthold wies dann auf die Abſicht des Rotbuches
hin, das durch die mitgeteilten Ereigniſſe aus den Original-
dokumenten erreichen will, daß eine Reviſion des Ver-
ſailler Frieden vorbereitet werde. Graf Berchthold ſagte
dazu: „Glauben die Urheber dieſes Buches aufrichtig an deſſen
ſcheinbare Schlußfolgerung, ſo hätten ſie alle Urſache, eine
Reviſion des Friedens für ihr Land zu ſcheuen, nicht aber
zu erhoffen. Die Pariſer Konferenz hat, von dem Ge
danken einer Mitſchuld Oeſterreich-Ungarns
an der Entzündung des Weltkrieges aus-
gehend, dem neuen Oeſterreich unerträglich harte
Friedensbedingungen aufgezwungen. Nur ſind
die Pariſer Anklagen gegen das alte Wiener Kabinett von
den heutigen Machthabern in Wien noch unendlich übertrumpft
worden. Aus der Mitſchuld Wiens iſt beinahe die aus
ſchließliche und alleinige Schuld Wiens am Kriege gewor-
den. Was für eine Reviſiion des Friedens von St. Germain
verſpricht ſich nun eigentlich der allzu eifrige Verfaſſer des
Rotbuches? Die Urheber aller bisherigen Enthüllungen in
Mittel- und Oſteuropa gebärden ſich meiſt als leidenſchaftsloſe
Diener im Tempel der Wahrheit. Sie befinden ſich aber ge
wöhnlich als ſehr zweifelhafte Streiter auf den Zinnen der
Partei. Jede neue Enthüllung verſchiebt kaleidoſkopartig
den Schwerpunkt der vielgeſuchten Schuld. Bald war es Peters-
burg, bald war es Budapeſt, bald Berlin, nun iſt es Wien.
London, Paris und Rom ſind bis jetht in dem
ſelben Grade unberührt geblieben wie ihre
Archive. Jm Jahre 1914 ſuchten die zeitlichen Regie
rungen einander die Schuld zuzuſchieben. Heute wetteifern
die damaligen Oppoſitionsparteien aller Staaten,
die Schuld am Kriege gewiſſermaßen zu lokaliſieren, d. h. ſie
ihren inner politiſchen Gegnern aufzubürden.
Die Buntbücher des Krieges beanſpruchen die Unſchuld, die
Buntbücher der Revolution beanſpruchen merkwürdigerweiſe
die Schuld. Darin liegt der weſentliche Unterſchied zwiſchen
einer Regierung, die ihr Land, und einer Regierung, die nur
ihre Partei vertritt.“

Durch die Enthüllungen des öſterreichiſchen Notbuches
iſt die Schuld frage dem größten Teil der deutſchen
Bevölkerung inſolge der Beſprechungen durch die demo
kratiſche und ſozialdemokratiſche Preſſe noch unklarer
geworden als ſie bisher ſchon war. Dieſe Preſſe hat
aus dem Rotbuch die Schlußfolgerung von der Haupt
ſchuld Oeſterreichs und einer Mitſchuld Deutſchlands ge
zogen, das feindliche Ausland jedoch ſo gut wie

unberückſichtigt gelaſſen, zum Teil ſogar als direkt
unſchuldig hingeſtellt. Man las in dieſen Blättern:
Solchen Beweiſen gegenüber trete natürlich die ruſſiſche
Mobilmachung von 1914 ganz zurück, von einer franzöſi
ſchen Schuld könne nicht mehr die Rede ſein und die Frie-
densliebe Großbritanniens, insbeſondere Lord Edward
Sreys, ſei jetzt doch über jeden Zweifel erhaben. Einige
Blätter, wie der „Vorwärts“ und Organe der „Unab-
hängigen“, gingen ſogar noch weiter, indem ſie zu finden
vorgaben, daß insbeſondere der deutſche Kaiſer durch die
öſterreichiſchen Veröffentlichungen ſchwer belaſtet würde,
der nicht nur als frevelhafter, ſondern auch als tölpelhafter
Kriegshetzer erſchiene.

Es konnte nicht fehlen, daß ſolche Auffaſſungen der
deutſchen Preſſe im feindlichen Ausland mit großer Ge
nugtuung verbreitet wurden. Kurz nach dem Erſcheinen
des Rotbuches ſchrieb die neutrale Preſſe, daß Oeſterreich
nun viel ſchwerer belaſtet erſcheine, Deutſchland dagegen
weniger. Die feindliche Preſſe war zunächſt ſehr
verlegen und behandelte die öſterreichiſchen Veröffent-
lichungen ſehr kurz. Nachdem man aber geſehen hatte, daß
der größte Teil der deutſchen Preſſe die Enthüllungen
nicht ſachlich wertete, ſondern partei politiſch
ausſchlachtete, um die Fluchwürdigkeit des alten
Regimen den Leſern wieder vorzuführen, ſeitdem beginnt

die Tonart im neutralen, beſonders im feindlichen Aus
land anders und viel zuverläſſiger zu werden. Seitdem
erklärten die engliſchen Zeitungen, nun habe man einen
neuen Beweis für die ſchwere perſönliche Schuld des deut
ſchen Kaiſers und die Notwendigkeit, ihn vor Gericht zu
ziehen. Eine ſolche Wirkung der öſterreichiſchen Veröffent-
lichungen kann keineswegs wundernehmen. Teilweiſe
war ſie ungewollt, zum größten Teil aber beabſichtigt, um
den revolutionären Umſturz zu begründen. Die Ver-
öffentlichungen ſowohl wie ihre Beſprechung in der Links-
preſſe. dienten ſomit nicht vaterländiſchen Jntereſſen, ſon
dern ausſchließlich dem Jntereſfe der gegenwärtigen Partei-
regierung. Die vorgegebene Abſicht, eine Reviſion
des Verſailler Friedensvertrages mit dem
Rotbuch und ſeiner Beſprechung herbeizuführen, dürfte
ſomit nicht erreicht werden. Es iſt ſogar wahrſcheinlich,
daß das Gegenteil eintreten wird. 00
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Jm weiteren Verlaufe der Unterredung ſagte Graf Berchthold
noch: „Der Weltkrieg war die tragiſche Reſultante eines unend
lich komplizierten Kräfteſpiels, zahlloſer Kräfte, die miteinander,
gegeneinander und ineinander ſpielten. Wenn es ſich um die
Erforſchung der Wahrheit und nicht um eine ich möchte
faſt ſagen bewußte Jrreführung der öffentlichen Mei-
nung handelte, würde man nicht einzelne Komponenten will
kürlich herausgreifen und ſie als Richtung der Reſultante verant
wortlich zu machen ſuchen. Eine Erfaſſung der europäiſchen
Vorgänge des Jahres 1914 könne darum nur auf ſynthetiſchem
Wege erfolgen. Das Wiener Vorgehen führt naturgemäß dazu,
daß ſich die Moskauer, die Münchener und die Wiener Ent-
hüllungen gegenteitig aufheben.“

„Nach wie vor weiß ich nur zu gut, daß wir und unſere
ehemalen Bundesgenoſſen einen Verteidigungskrieg in
dem ernſthafteſten Sinne des Wortes geführt haben. Hätten die
ſchrecklichen Folgen des Krieges in den ſo ſchwer leidenden beſieg-
ten Völkern nicht die furchtbare Mame zur Selbſtbe-
fleckung und Selbſtzerfleiſchung entfeſſelt, ſo
hätte ihnen der Friedensvertrag noch einmal bewieſen, daß
Deutſchland und OeſterreichUngarn einem Einkreiſungs- und
einem Vernichtungsplane ausgeſetzt waren, dem ſie auch
ſchließlich zum Opfer gefallen ſind. Es ſcheint vielfach das Be
ſtreben obzuwalten, eine Verſöhnung Europas durch ein Ab-
ſchieben der Schuld am Kriege auf die zwei großen Toten des
Weltkrieges, auf das Zarcnreich und die Doppelmonarchie, zu
fördern. Gegenüber der unendlichen Tragik Europas von heute
verſchwindet der einzelne ſo völlig, daß ich keinen Augenblick
zögern würde, Symbol der Schuld, Sündenbock zu werden, um
dem ſo geplagten Erdteil zu helfen, den Krieg gewiſſermaßen ab-
zureagieren. Aber ſchon ſchwindet vor der Schuld am Kriege
die Schuld am Frieden, ſchon ſind die Konturen der
nächſten Kriege deutlich ſichtbar, und ſie ſcheinen in gleicher
Weiſe unentrinnbar zu ſein. Wie gleichgültig iſt heute der künf-
tige Anlaß zum nächſten Krieg gegenüber ſeinen fatalen Ur
ſachen, die in dieſen Tagen gelegt wurden

Provinz Sachſew
Deutſch-evangeliſcher Gemeindetag

R. Deſſau, 29. September.
Die Landesgruppe Sachſen Anhalt des deutſchevangeliſchen

Gemeindetages vereinigte ihre Mitglieder und Freunde am Mon
tag in Deſſau zu ihrer diesjährigen Tagung. Dieſe begann umon Uhr mit einer von Konſiſtorialrat Liz. Pfennigsdorf
gehaltenen Eröffnungsandacht in der Geovrgenkirche. Nach ihm
nahm Paſtor Danneil- Magdeburg das Wort zu einer Er
öffnungsanſprache, in der er ausführte, daß der Gemeindetag
in der ſchwerſten Zeit des deutſchen Volkes zuſammengekommyn
iſt. Unſerer harrt eine große Aufgabe, die uns glücklich machen
muß. Wir ſind im Gemeindetag zuſammengekommen auf einem
ſturmfreien Gebiet, das uns zur Arbeit verpflichtet. Wir ſtehen
auf dem Grunde der Lehre Jeſus Chriſtus, durch die wir unſere
Ziele zu verwirklichen hoffen. Der Redner gab dann eine Reihe
geſchäfllicher Mitteilungen, an die ſich die Berichterſtattung durch
Pfarrer Stock-Berlin knüpfte. Nach den Revolutionstagen hat
der Redner die Loſung „Sammlung aller Kirchentreuen“ aus
gegeben. Er ſtieß aber auf den ernſten Widerſpruch weiter
Kreiſe, die fürchteten, daß durch dieſe Loſung die Volkskirche ge
fährdet und zwei Klaſſen Kirchenchriſten gebildet werden könn
ten. Man wird um die Organiſation der Kirchlichgeſinnben nicht
herumkommen, angeſichts der Maſſenaustritte, die in den Groß
tädten erfolgen.i Profeſſor D. Schian-Gießen ſprach über „Pflicht und Recht

des Gemeindedienſtes der Laien im Neubau der kirchlichen Ver
faſſung“. Er nahm zunächſt Stellung gegen die vom Vorredner
im Spätherbſt geforderte Einzeichnung oller Kirchentveuen in
Liſten, weil durch die damit bewirkte Kennzeichnung von Kirſhen
treuen und Nichtkirchentreuen der Keim zur Auflöſung der
evangeliſchen Kirche hätte gelegt werden können. Dann wandte
ſich Profeſſor Schian dem eigentlichen Thema zu. Wir brauchen
ſo führte er aus, die Mobiliſation der Männer und Frauen, doch
die Sache iſt leichter geſagt als getan. Das allgemeine Prieſter
tum iſt die Baſis für die Mitarbeit der Laien; es macht jedem
beſonderen Prieſtertum, gegen das wir uns mit aller Entſchieden,
heit wenden müſſen, den Garaus. Was dem Pfarrer den Vor
zug gibt, das iſt ſeine beſondere Vorbildung und der Auftrag der
Gemeinde. Aus dem allgemeinen Prieſtertum geht nicht das
alleimige Recht für den Geiſtlichen zu beſonderen Verrichtungen

Zur kirchlichen Mitarbeit ſind Männer und Frauen
vanzugiehen. Das Wahhkrvecht iſt ein Recht für die Kirche und

die Gemeinde, es wird die Grundlage für alles weitere ver
ſſungsmäßige kirchliche Leben vorbereiten. Der Redner wirft

ann die Frage auf, ob neben den Kirchenvorſtänden und Ge
meindekirchenräten noch eine dritte Körperſchaft, die Gemeinde
kirchenpflege, gebildet werden könnte. Er bejaht die Frage und
wünſcht, daß die Laien zu tätigſter Mitarbeit in religiös-ſittlicher
Beziehung herangezogen werden müßten. Ein wichtiger Zweig
der kirchlichen Gemeindepflege iſt die Armenpſlege, die wieder
einmal ſehr dringlich werden kann; ferner die Jugendpflege, die
perſönliche Feſtſtellung der Gemeindeglieder uſw. Als Be-
ſtimmungen, die in die Kirchenverfaſſungen Aufnahme zu finden
hätten, bezeichnet Redner die Zerteilung zu großer Gemeinden,
die Heranbildung von Gemeindehelfern und helferinnen. Er
wünſcht iſt eine Zulaſſung der Laien auch zur Verkündung des
Evangeliums, doch muß die kirchliche Ordnung gewahrt werden.
Der in geordneten Formen erfolgenden Betätigung der Laien
öffnen ſich zahlloſe Möglichkeiten. An dieſen Vortrag knüpfte
ſich eine lebhafte Ausſprache, die noch mancherlei wichtige Ge
ſichtspunkte zutage förderte.

1. Vurg, 28. Sept. (Die Einführung des neuen
Superintiendenten,) des bisherigen Diviſionspfarrers
Heiſe, in das Ephoralamt der Diözeſe Burg fand heute in er
Petrikirche durch den Generalſuperintendenten D. Stolte-Magde-
burg feierlichſt ſtatt

1. Burg, 28. Sept. (Er hat's geſchafft.) Siherem
Vernehmen nach iſt die Beſtätigung des mehrheits'ozialiftiſchen
Stadtrats Magnus Gebhardt zum Landrat des Kreiſes Jerichow I
ſeitens des Miniſteriums des Innern gegeben worden. Die
Einführung dürfte demnächſt erfolgen

R. Deſſau, 29. Sept. (Bewaffnete Lebensmittel-
kontrolleure.) Der Staatsrat für Anhalt nahm zu einem

Antrage der anhaltiſchen Lebensmittelkontrolleure auf Au-

erkennung als e Organe nd en e eWaffengebrauch Stellung. Auf Grund der beſtehenden borſcheif

ten ging die Entſcheidung dahin, daß es Sache der Kreispoligei-
behörden ſei, die zu Lebensmittelkontrolleuren ernannten Per
ſonen mit den nötigen Ausweiſen zux Erfüllung ihrer Obliegenhergen (Durchſuchen uſw.) zu verſehen und daß den letzteren über

laſſen werden müſſe, die Erteilung eines Waffenſcheines, der ſie
zur Führung von Waffen zu ihrem perſönlichen Schutze berech
tige, bei der zuſtändigen Ortspolizeibehörde t
Eine entſ nde Verſtändigung der in t kommenden
Behörden wurde vom Staatsrat in Ausſicht genommen.

1. Genthin, 28. Sept. (Der Kreistag) des Kreiſes
Jerichow II erklärte ſich mit dem Bauplatz für den Neubau des
Kreiskrankenhauſes am Virkenwäldchen einverſtanden. Der Er
richtung eines Mieteinigungsamtes für den geſamten Kreis
wurde zugeſtimmt und zum Kreiswohnungskommiſſar der Kreis
tagsabgeordnete WagnerGenthin gewählt. Die Wahl eines Bei-
rates führte zu lebhafter Ausſprache. Es gelangte ſhließlich ein
ſozialdemokratiſcher Antrag zur Annahme, der dahin geht, daßzur dauernden Kontrolle de Kreiswirtſchaftsamts und des
Kreis-Einkaufs aus der Mitte des Kreistags zwei Mitglieder ge
wählt werden, die für ihre Tätigkeit meſſen zu beſolden
und dem Kreisausſchuß nicht unterſtellt ſind und daher die Kon
trolle ſelbſtändig auszuüben haben. Landrat von Schenck er
klärte, daß er die zu wählenden Kreistagsmitglieder zunächſt als
eine Kreiskommiſſion im Sinne des S 167 der Kreisordnung an
ehen und, wenn ſeine Teilnahme abgelehnt werden ſollte, die

nſequenzen daraus ziehen werde. Gegen den von ſozialdemo-
kratiſcher Seite erhobenen Vorwurf auf Verheimlichung ver
wahrte ſich der Landrat und betonte, daß ein Beirat nur auf ge
ſetzlicher Grundlage gebildet werden könne.

„H Sporkbertehte
Halleſches Tennis-Turnier

Fräulein Eyſoldt Meiſterin von Halle.
Herr Sulima Meiſter von Halle.

als mit dem Glockenſchlage 6 am Sonntag abend der letzte
Ball geſchlagen war, fiel auch der erſte Regentropfen, ſo langean er rückſichtsvolle Petrus gewartet und hatte es nun eilig.

der Turnierleitung nicht möglich geweſen,
das Turnier mit feinen 146 Nennungen zu einem pünktlichen
Ende zu führen. Jhren Zweck hat die Veranſtaltung aber er
üllt: die eigentlich recht kleine Tennisgemeinde von Halle hatf einmal r man hat ſich gegenſeitig kennen

und den vielſeirigen Sport ſchätzen gelernt. Wenn im nächſten
Jahre ſich die Plätze wieder öffnen, dann wird Halle mit einer
gemeinſamen Mannſchaft endlich den Platz unter den mittel-
deutſchen Städten einnehmen, der ihm zukommt.

Schwere Kämpfe gab es, ehe ſich Sulima aus der Zahl
der Spieler zum Halleſchen Meiſter durchrang. Da waren noch
Maushake und Hans Laesker, Pichner und v. Bleich-
röder, von denen wohl v. Bleichröder die meiſte Anwartſchaft
auf den erſten Platz gehabt hätte, wenn ihn nicht ſchwerſte
Kriegsverletzungen an der Ausnutzung ſeines Könnens hinder-
ten. Der ſtärkſte Spieler auf dem Plan wäre er ſicher geweſen.
Jm Doppeilſpiel war er einſach hervorragend, totſicheres plagier-
tes Netzſpiel, Rück- und Vorhand gleich hart und ſicher. Aber
trotzdem er von ſeinem Partner Kluſemann beſonders mit ſiche-
ven Ueberſpielbällen gut unterſtützt wurde, ſcheiterten beide doch
an dem ſo vorzüglich eingeſpiellen Paare Sulima-Franck.

Nun Maushale und Pichner, beide gleichmäßig gute
Spieler, von denen beſonders Maushake durch ſein ſportliches,
zu gutmütig anſtändiges Spiel auffällt. Er hätte mehr er
reichen können,, wenn er mehr auf Gewinn geſpielt hätte, und
auch beim Aufſchlag nicht manche Chance ausgelaſſen hätte.
Sein Partner Pichner läuft vorzüglich und hat am Netz ein
ſicheres Auge und feſte Hand, was ihm auch, von Fräulein
Nehni z gut unterſtützt, den Sieg im gemiſchten Dove well
brachte. Jm Einzelſpiel gingen beide Herren ein gegen einen
Laesker, der eine gegen den Han tz, der andere gegen Wer-
ner. Die Entwickelung der beiden Laeskers in dieſem Fahre
war ſchnell aufſteigend, beide haben nie Turnier geſpielt, nie-
mals früher einen Klaſſeſpieler geſehen. Aber mit offenen
Augen haben ſie bei den zahlreichen Städtewettſpielen im Juni
und Juli von unſeren und den fremden Spielern gelernt, was
ihnen fehlt. Und ſo hatten ſie auch ſchöne Erfolge mit ihrer
guten Anlage zu verzeichnen, den erſten und zweiten Preis und
die Meiſterſchaft unſerer Univerſität. Für den Meiſter von Halle
reichte Werner Laeskers Können noch nicht aus, ohne Flugb ill
ſpiel kommt man gegen einen Sulima nicht auf. Weil beide
auf Sicherheit ſpielen, war der 4Satzkampf zwiſchen beiden in
der Endrunde für Spieler und Zuſchauer, den Schiederichter nicht
zu vergeſſen, recht ermüdend. Sulima, der Meiſter von
Halle, der glückliche Gewinner des ſchönen Preiſes der „Halle-
ſchen Zeitung“, ihm fehlt auch noch viel, trotzdem er „Klaſſe“ iſt.
Einen ſchnellen Treibball kann er nicht, alles Defenſive, wenn
er auch ſeine geſchnittenen Bälle bis an die Grundlinie plaziert.
Auch die Doppelmeiſterſchaft ließ er ſich nicht entreißen, im
Bunde mit Franchk, der einen großen Tag hatte, beſonders am
Netz. Man mußte ſeine Energie bewundern, mit der er im ge
miſchten Doppelſpiel durchaus den Sieg erringen wollte. Aber
da war Fräulein Nehniz, die in dieſem Turnier zugelernt hat
und gut läuft und aufpaßt, beſſer als Fräalein Rudolphi,
und das gab den Ausſchlag. Von allen den anderen Spielern iſt
nicht viel zu ſagen: Dreyer und Siemens kamen nicht recht
in Form, dann Jakob i, der wegen ſeines ſchlechten Partners
mit unglaublicher Fixigkeit im Doppelſpiel die Sache allein zu
machen verſuchte, was ihm beinahe gelang, und endlich Rabe,
der an Hand ſeiner Vorgabe und mit fleißigem Spiel allerhand
erreichte. Nun zu den Damen, die eigentlich nicht in ihrer
Stärke den Herren entſprechen, aber trotzdem, Fräulein Ey-
ſoldts Spiel gegen Fräulein Schwar z war bildſchön. Auch
ſie weiß nun, was ihr noch fehlt, und man konnte mit Freude
konſtatieren, daß ihr Spiel jetzt mehr bewußt iſt, daß ſie verſteht,
die Schwäche einer Gegnerin auszunutzen, die bei Fräulein
Schwar z in einem ſchlechten Startvermögen nach rechts infolge
Kriegsverletzung beſtand. Da ſauſten die langen Treibbälle
immer wieder in die rechte Ecke. Und die anderen Damen:
Sie kämpften wacker und zähe um jeden Ball, bis ſich im Vorgabe.
Einzelſpiel Frau Mosler trotz ihrer Belaſtung mit --3 6
den erſten Preis holte, und ſich Fräulein Rudolphi und Frau
Peters, Fräulein Leppin und Fräulein Nehniz in die
zweiten und dritten Plätze teilten. Und noch ein Wort über die
gemiſchten Doppelſpiele, die ſich an Hand der an Klaſſe zurück-
ſtehenden Damen Verzeihung! im Durchſchnitt zu einem
Kampf der beiden Partner entwickelten; hier glänzte Sack, der
am Netz und hinten gleich gut, ſchmetterte wie in alten Zeiten,
wo er ging und ſtand. Die Tennisplätze treten nun ihren
Winterſchlaf an, und wie wir jetzt mit Recht ſagen können
„Ende gut, alles gut!“ ſo wollen wir auch auf einen guten An
fang im Frühjahr hoffen.

Germania T-- Eintracht I Halle 3:1 (3:0). Während in
der erſten Halbzeit ſich Germania nicht recht zuſammen fand,
waren fie in der anderen Hälfte vollkommen überlegen; doch ge
lang es ihnen nur, einmal einzuſenden.

Germania II--Teutonig Halle II 0:7 (0:3). Germania
konnte gegen die gute Teutoniag-Elf nicht recht aufkommen.

Eine SchülerRuderriege hat ſich ſeit Mitte Juni auch an
der Oberrealſchule der Franckeſchen Stiftungen gebildet An
geſchloſſen iſt ſie dem Halleſchen Ruder-Klub, mit dem ſchon vor
dem Kriege ein Vertrag vereinbart worden war. Das Protekto-
rat hat Oberlehrer Dr. Fritzſche übernommen

Anders wäre es au



Ausbruch des Krieges
Am 27. Juli, als ich in Berlin eintraf, beſtand, ſo

wee ich die Lage iett überblicke, wohl noch eine knappe
Möglichkeit, das Friedensſchiff an den Klippen vor
beizupreſſen und klarzuſcheren. Damals machte ich mir,
ebenſo wie der Kaiſer, der gegen des Kanzlers Wunſch aus
eigenem Entſchluß heimgekehrt war, und die Miniſter
kollegen, die jetzt in Berlin zuſammenſtrömten, ein fal-
ſche s Bild von der Lage. Der Schlüſſel zu ihrem Ver-
ſtändnis war in der Wilhelmſtraße verloren gegangen.
Jch erfuhr von den ruſſiſchen Rüſtungen und glaubte nun
auch, die tatſächlich zufällige, ſeit Monaten angeordnete
Mobilmachung der engliſchen Flotte als eine drohende
Maßregel auffaſſen zu müſſen. Ueber Bethmanns

an dlungen, tm in dieſer Phaſe noch den Frieden zu
retten, ſtanden wie ſo manchmal die Worte geſchrieben:
Zu ſpät und halb.

Am 28. Juli früh beſuchte mich der Chef des Marine
kabinetts v. Müller und ſprach ſich entſetzt über ſeine
jüngſten Erfahrungen mit Bethmann aus. Er hielte einen
Kanzlerwechſel und einen Erſatz Jagows durch Hintze für
unumgänglich. Die wirkliche Lage überſchaute im übrigen
auch Müller nicht.

Der Kaiſer entfaltete, ſobald er in Berlin eingetroffen
war, eine fieberhafte Tätigkeit, um den Frieden zu erhal-
ten. Der Kanzler hatte es nicht verſtanden, den Kaiſer
wirklich auf dem Laufenden zu erhalten. Es fiel dem Kai
ſer ſchwer, einen klaren Ausgangspunkt für eine wirkſame
diplomatiſche Aktion zu finden. Er ſagte: „Er wüßte gar
Richt, was die Oeſterreicher wollten. Die Serben hätten
doch alles bis auf einige Bagatellen zugeſtanden. Seit
dem 5. Juli hätten die Oeſterreicher nichts darüber geſagt,
was ſie vorhätten.“

Dieſe Aeußerung fiel am 29. Juli abends im Pots-
damer Neuen Palais, wohin der Kaiſer die militärtſchen
Chefs geladen hatte, um ſie über ſeine Verhandlungen mit
dem Kanzler zu unterrichten, der völlig in die Knie ge-
ſunken wäre. Von den Zweifeln, die Bethmann über ſeine
Politik der erſten Juliwochen aufgeſtiegen ſein mußten,
ahnten wir alle damals nichts. Wir ſahen nur mit
Schrecken, was ſich vor unſeren Augen abſpielte, einſchließ
lich des Kaiſers, der ſich über Bethmanns Unzu-
länglichkeit, wie ſchon früher des öfteren, röcfhaltlos
ausſprach, aber die Meinung äußerte, er könnte ſich von
dieſem Manne jetzt nicht trennen, da er das Vertrauen
Europas genöſſe. Der Kaiſer teilte mit, der Reichskanzler
hätte vorgeſchlagen, wir ſollten, um England neu-
tral zu erhalten, die deutſche Flotte durch
ein Abkommen mit England opfern, was er, der
Kaiſer, abgelehnt hätte. Der Kanzler mußte ſich wohl in
folgedeſſen nach ſeiner Rückkehr aus Potsdam am Abend
des 29., wo er den britiſchen Botſchafter zu ſich beſtellte,
um ihm hohe Angebote für Englands Neutralität in einem
deutſch- franzöſiſchen Krieg zu machen, hinſichtlich der Flotte
Zurückhaltung auferlegen. Die Anerbietungen, die er bei
dieſer Gelegenheit vorbrachte, ſowie die ſchneidende Ant
wort, die ihm Sir Edward Grey erteilte, ſind aus dem
engliſchen Blaubuche (Nr. 85, 101) bekannt. Der Oeffent
lichkeit iſt dagegen unbekannt geblieben, daß der Kanzler
auch wiederum, wie 1912, bereit war, die deutſche
Flotte zu opfern, in der eigenartigen Vorſtellung,
daß England in dieſem Falle einen deutſchen Sieg über
Frankreich genehmigen würde. Die Kapitulationsverſuche
begannen alſo ſchon vor dem Krieg, und als es vielleicht
noch Zeit war, ihn zu verhindern. Der Kanzler hatte zwei

unglückſelige Jdeen: die Oeſterreicher müſſen in Serbien
einmarſchieren, und die deutſche Flotte ſteht der vollen
Liebe Englands im Wege. Für den Fall, daß ſeine Bel
gradpolitik den Feinden die Gelegenheit zum Kriege geben
ſollte, war er nun jedenfalls gedeckt: die deutſche
Flotte war an allem ſchuld. Die Flottenpolitik
des Kanzlers vom 29. Juli, wie diejenige von 1911/12 wirft
ihren Schatten leider in den Krieg voraus; denn die vom
Kanzler gewünſchte und durchgeſetzte Art unſerer Kriegs
führung zur See bedeutete im Grunde nichts als die lang
fame Opferung von Deutſchlands Flotte und Zukunft,
deren augenblickliche Hingabe am 29. dem Kanzler verſagt
worden war.

An jenem Tag traf aus England Prinz Heinrich in
Potsdam ein mit der Meldung von Georg V., daß Eng-
land in einem Krieg neutral bleiben würde. Jch bezwei-
felte dies, worauf der Kaiſer erwiderte: „Jch habe das
Wort eines Königs, das genügt mir.“

Der Wirrwarr, der Europa bewegte und keinem mehr
den Ueberblick über das Ganze ließ, ſchien ſich am 30. Juli
günſtig zu klären. England ſtimmte einem auch in Wien
angenommenen Vermittlungsvorſchlag des deutſchen Kai-
ſers zu. Zwiſchen uns und London war eine völlige
materielle Einigung erzielt. Dies erfuhr ich am 31. Juli
mittags durch ein Schreiben des Kaiſers, das mich auf
atmen ließ.

Schon in den Morgenſtunden des 31. Juli hatte ich
aber aus dem Admiralſtab erfahren, daß im Auswärtigen
Amt der Krieg für unvermeidlich angeſehen würde und
daß Jagow angefragt hätte, ob wir bereit wären, die eng
liſche Florte anzugreifen.

Der Widerſpruch klärte ſich mir auf, als ich zwiſchen
ölf und ein Uhr mittags die Nachricht von der ruſſiſchen
obilmachung erhielt.

Um halb ein Uhr hatte mich der Kanzler rufen laſſen,
bei welchem inzwiſchen der kaiſerliche Befehl für „drohende
Kriegsgefahr“ vorlag. Jch machte Bethmann auf die
zwiſchen uns und London erzielte Einigkeit aufmerkſam
und las ihm das Schreiben des Kaiſers vor, das er noch
nicht kannte. Der Kanzler meinte, der Haiſer miſche darin
mehreres durcheinander. Die ruſſiſche Mobilmachung wäre
ein ſo unerhörtes Verfahren gegen uns, daß wir uns das
nicht gefallen laſſen könnten; wenn Rußland fortführe,
müßten auch wir mobilmachen, und um unſere Mobil-
machung nicht zu ſehr in Rückſtand geraten zu laſſen, hätte
ein Ultimatum an den Zaren abgeſchickt werden
müſſen. Das war auch meine Auffaſſung. Die Blut
ſchuld der für die ruſſiſche Mobilmachung

erantwortlichen wird auch durch kein Un
unſerer Regierung gemildert. Trotz

n letzter Stunde zwiſchen uns und England her
ellten Einigkeit war durch die ruſſiſche Mobilmachunge Krieg mabwendbar geworden, wenn nicht ein Wunder

geſchah. Längeres Zögern unſererſeits hätte unſer Gebiet
dem Feinde ausgeliefert und wäre nicht zu verantworten

geweſen. Jn Wirklichkeit machten die Ruſſen ja ſchon ſeit
dem 25. mobil, und dieſer Vorſprung hat uns ſchwer ge
ſchadet, als die Kriegsmaſchinen einmal rollten. Jedoch
gab ich dem Kanzler zu verſtehen, daß es mir richtig er
ſchiene, in dem Ultimatum noch einmal hervorzuheben, daß
ſachliche Einigkeit beſtünde und eine günſtige Vermittlung
im Gange wäre. Der Kanzler erwiderte mir ziemlich
außer Faſſung, das wäre ja dauernd geſagt worden und
l hätte eben Rußland mit der Mobilmachung geant

ortet.
Es iſt mir ſpäter manchmal durch den Kopf gegangen,

ob der Kaiſer nicht hätte rechtzeitig jemand nach Peters-
burg ſchicken ſollen. Der hierfür geeignetſte Mann,
Hintze, ſaß allerdings in Mexiko. Ich wußte aber be
ſtimmt, daß der Zar Verſtändnis für den Geſichtspunkt
hatte, daß Deutſchland und Rußland bei gegenſeitiger Zer-
fleiſchung nichts gewinnen konnten, ſondern höchſtens
Dritte. Zur Entſendung einer Perſönlichkeit war es am
31. Juli natürlich zu ſpät. Auch mag es ſein, daß man
mir vorhalten wird, ich überſchätzte die Macht des Zaren
und unterſchätzte den Panſlawismus. Ich kann hier nur
feſtſtellen, daß ich, mehr meinem Gefühl als meinem Ver-
ſtande folgend, noch am 31. Juli dem Kanzler zu jener
Einfügung eines friedlichen Abſatzes in das Ultimatum ge
raten habe. Jch hoffte dabei kaum mehr das Rad des
Schickſals aufzuhalten, welches die ruſſiſche Mobilmachung
in Gang geſetzt hatte, jedoch für jeden Fall die
Verantwortung für alles Kommende da
durch noch ausſchließlicher auf die Feinde
abzuwälzen.

Am 1. Auguſt erfuhr ich in der Bundesratsſitzung, daß
wir dem Ultimatum eine Kriegserklärung an Ruß-
land nachgeſchickt hätten. „Jch fand das für Deutſchland
ſehr ungünſtig. Wir mußten meinem Gefühl nach
den Vorteil, daß wir gegen Rußland militäriſch in der
Defenſive lagen, diplomatiſch dadurch ausnützen, daß wir
die Kriegserklärung den Ruſſen überließen. Wir
durften den Muſchik nicht durch die Ueberzeugung be
geiſtern, daß der Kaiſer den weißen Zaren überfallen
wollte. Auch die Entwertung unſeres Bündnisvertrages
mit Rumänien fiel ins Gewicht. Dieſer Vertrag war,
ebenſo wie der mit Jtalien, vom Fürſten Bismarck auf die
Verteidigung geſtellt, worden. Beide Staaten waren uns
zur Hilfeleiſtung nur verpflichtet, wenn uns Rußland bzw.
Frankreich angriffen. Durch unſere Kriegserklärung an
Rußland gaben wir den Rumänen formell das Recht, uns
im Krieg allein zu laſſen, ebenſo wie ſpäter den Jtalienern
durch unſere Kriegserklärung an Frankreich. Hatte Beth-
mann wirklich die ungeheuerlichen Nachteile nicht bedacht,
welche uns erwuchſen, wenn wir den Akt der Kriegs-
erklärung nicht den Feinden überließen?

Jch hatte den Eindruck, daß auch nach dieſer Richtung
unſere Aktion völlig unüberlegt und ohne jede Regie ver-
lief, und mein Gefühl ſträubte ſich dagegen, daß wir, die
wir doch in Wahrheit die An gegriffenen waren, vor
der Welt wegen der Juriſten des Auswärtigen Amtes das
Odium des Angreifers übernehmen ſollten, obwohl
wir gar nicht beabfſichtigen konnten, in Rußland einzu-
marſchieren. Jch fragte alſo den Kanzler beim Verlaſſen
der Sitzung, weshalb denn die Kriegserklärung mit unſerer
Mobilmachung zuſammenfallen müßte?

Der Kanzler erwiderte, das ſei nötig, weil die Armee
gleich Truppen über die Grenze ſchicken wollte. Die Ant
wort befremdete mich, da es ſich doch höchſtens um Pa-
trouillen handeln konnte. Bethmann war aber in dieſen
ganzen Tagen ſo aufgeregt und überreizt, daß nicht mit ihm
zu ſprechen war. Jch höre ihn noch, wie er mit erhobenen
Armen wiederholt die unbedingte Notwendigkeit der
Kriegserklärung betonte und damit jede weitere Erörte-

rung abſchnitt.
Moltke, nachher von mir gefragt, wie es ſich mit der

Grenzüberſchreitung als Grund unſerer Kriegserklärung
verhielte, beſtritt, daß die Abſicht beſtünde, ſofort Truppen
über die Grenze zu ſchicken. Er ſagte mir auch, daß er auf
die Kriegserklärung von ſeinem Standpunkt aus keinen
Wert legte.

Das Rätſel, weshalb wir zuerſt den Krieg er-
klärten, bleibt alſo für mich ungelöſt. Vermutlich taten
wir es aus formaljuriſtiſcher Gewiſſenhaftigkeit. Die Ruſſen
fingen den Krieg ohne Erklärung an, aber wir glaubten
uns nicht ohne eine ſolche wehren zu dürfen. Außerhalb
Deutſchlands hat man für ſolche Gedankengänge kein Ver-
ſtändnis gehaht.

Nachmittags zur kaiſerlichen Unterzeichnung des
Mobilmachungsbefehls ins Schloß gerufen, kam ich infolge
einer Verkehrsſtörung verſpätet an, als die Orders ſchon
unterzeichnet waren. Jch hörte aber, daß ein ruſſiſches
Akzept unſerer Kriegserklärung noch nicht vorläge und
machte deshalb zum letzten Male einen Verſuch, in dem Ge-
danken, daß es, bis die Ruſſen unſere Kriegserklärung
entgegengenommen hätten, immer noch Zeit wäre, ihr eine
abmildernde Depeſche nachzuſenden. Jch konnte mich nicht
losmachen von dem Triebe, mindeſtens das Odium
der Kriegserklärung von uns abzuwälzen, auch
wenn wirklich der letzte Funke einer Friedensmöglichkeit
erſtickt ſein ſollte. Jch fragte alſo, ob ohne Akzept der ruſſi-
ſchen Regierung die Feindſeligkeiten unſererſeits eröffnet
werden ſollten, die doch angeſichts unſeres Aufmarſches im
Weſten nur in Rauch- und Scheinmanövern beſtehen könn-
ten. Da unſere Patrouillen nach Moltkes Angabe erſt in
einigen Tagen die ruſſiſche Grenze überſchreiten ſollten, ſo
brauchten wir doch nicht als An greifer dazuſtehen.

Die von mir angeregte Frage wurde übertönt durch
eine in dieſem Augenblick einlaufende Depeſche Lichnows-
kys, die uns den Anſtoß zu einem letzten Friedensſchritt
gab. Jch habe hierbei Bethmann lebhaft unterſtützt, wie
auch ſpäter auf ſeine Frage, ob wir den Engländern ver-
ſprechen könnten, die franzöſiſche Küſte nicht anzugreifen,
bejahend geantwortet und ihm empfohlen, das Anerbieten
auch in ſeine Reichstagsrede aufzunehmen. Dieſer Frie-

densſchritt war zum Scheitern verurteilt, da Lichnowsky ein
Mißverſtändnis unterlaufen war, doch hat er wenigſtens
noch einmal bewieſen, daß Deutſchland den Krieg nicht
wünſchte.

In der Nacht vom 1. gum 2. Auguſt wiederholte ſich
beim Reichskanzler der Diſput über unſere Kriegserklärung,
diesmal hinſichtlich Frankreichs. Der Kanzler meinte, wir
müßten Frankreich ſofort den Krieg er
klären, weil wir durch Belgien marſchieren
wollten. Jch warf ein, ich hätte ſchon nicht verſtanden,
weshalb man die Kriegserklärung an Rußland mit der

Kus den „Erinnerungen“ des Großadmirals von Lirpitz
Mobilmachung veröffentlicht hätte; ich könnte auch keinen
Nutzen darin ſehen, die Kriegserklärung gegen Frankreich
früher loszulaſſen, als bis wir in Frankreich ſelbſt ein
marſchierten. Ich verwies auf Berichte des Botſchäfters in
London, nach denen der Durchmarſch durch Bel
gien den Krieg mit England unmittelbar
zur Folge haben müßte, und rührte an die Frage, ob die
Armee eine Möglichkeit beſäße, den Durchmarſch durch
Belgien aufzuhalten. Moltke erklärte, es keinen
anderen Weg gäbe. Jch erhielt den Eindruck, daß es aus
geſchloſſen war, in den Mechanismus der Transporte ein
zugreifen. Jch erklärte, dann müßte unſererſeits mit dem
ſofortigen Krieg gegen England gerechnet werden.
Jeder Tag wäre ein Gewinn für die Mobil-
machung der Marine. Deshalb müßte die Mit-
teilung an Belgien ſo ſpät wie möglich erfolgen. Man
ſagte mir zu, bis zum zweiten Mobilmachungstag zu
warten, was aber nicht befolgt worden iſt. Daß Bethmann
Hollweg ſchon am 29. Juli dem britiſchen Botſchafter, damit
den geſamten Ententemächten und Belgien ſelbſt, die Mög-
lichkeit kriegeriſcher Operationen in Belgien eröffnet hatte,
war mir damals unbekannt. Es war dies in der Jdee ge-
ſchehen, gerade mit England ein Vertrauensver-
h ren ſogar über den Feſtlandskrieg hinweg zu be-
wahren.

Der Eindruck von der Kopfloſigkeit unſerer politiſchen
Leitung wurde immer beunruhigender. Der Durchmarſch
durch Belgien ſchien ihr vorher nicht eine feſtſtehende Tat-
ſache Feweſen zu ſein. Seit der ruſſiſchen Mobilmachung
machte der Kanzler den Eindruck eines Ertrinkenden.

Während ſich die Juriſten des Auswärtigen Amtes in
die Doktorfrage vertieften, ob wir nun ſchon mit Rußland
im Kriege ſtünden oder noch nicht, ſtellte ſich nebenbei
heraus, daß man vergeſſen hatte, Oeſterreich
gu fragen, ob es mit uns gegen Rußland kämpfen
wollte. Das ſollte nun nachgeholt werden. Ebenſo hatte
Jtalien keine Nachricht von unſerer Kriegserklärung
gegen Rußland bekommen. Beim Herausgehen ſprachen
die Militärs mit mir entſetzt über den Zuſtand der poli-
tiſchen Leitung. Nicht weniger bekümmerte mich
aber der Eindruck, daß der Generalſtab die Bedeutung
eines Krieges gegen England nicht richtig einſchätzte
und darüber rückſichtslos zugunſten des Krieges gegen
Frankreich hinwegging, weil er anſcheinend nur auf
einen kurzen Krieg eingeſtellt war. Die Entſcheidungen
der Stunde wurden in nichts geleitet durch vorerwogene
en iſcheſtrategiſcho Mobilmachungspläne für den Geſamt-

rieg.
Der Kaiſer war, als er das Scheitern ſeiner Friedens

bemühungen erkannte, ins Jnnerſte getroffen. Ein alter
Vertrauter, der mit ihm in den erſten Auguſttagen zu
ſammenkam, äußerte, er hätte nie ein ſo tragiſches und
es Geſicht geſehen, wie das des Kaiſers in dieſen

gen. e

Zuſätze zum Friedensvertrage
Der Friedensausſchuß der franzöſiſchen Kammer hat,

wie mitgeteilt wurde, einen Beſchlußantrag auf völlige
Entwaffnung Deutſchlands eingebracht. Sie
müſſe durch das Verbot gewiſſer Kriegsinduſtrien wirkſam
gemacht werden, außerdem durch „jede notwendig erſchei-
nende Maßnahme“. Der „Temps“ ſchreibt dazu, man
dürfe Deutſchland keine Kanone laſſen, die ſich gegen
Polen richte. Ein Zuſatz zum Friedensvertrage ſoll nach
dieſer Forderung durch die franzöſiſche Regierung bei den
anderen verbündeten Mächten eingeleitet werden. Ob der
franzöſiſche Miniſterpräſident der Anregung folgen wird,
ſteht dahin. Auf alle Fälle hat man es mit einem für uns
höchſt beachtenswerten Vorgange zu tun. Es ſcheint, daß
man von vornherein bei unſeren Feinden ſtillſchweigend die
Einführung von Zuſätzen zum Friedensver-
trage, und in erſter Linie die Drohung mit ſolchen als
ſelbſtverſtändlich angeſehen hat; vorläufig ein neuer Be-
weis, ein wie großer Fehler die deutſche Unterzeichnung
des Friedensvertrages geweſen iſt.

Was die Franzoſen unter „gewiſſen Kriegsindu-
ſtrien“ und unter „anderen notwendig erſcheinenden Maß-
nahmen“ verſtehen wollen, iſt noch nicht erſichtlich, gewiß
aber, daß dieſe Forderung ſchrankenloſe Willkür auch über
die Grenzen der unerhörten Friedensbedingungen hinaus
bedeuten ſoll. Auf alle Fälle bedeutet der franzöſiſche
Kammerantrag den Verſuch, eine Forderung Frankreichs
zum Bruche des Friedensvertrages an ſeine Verbündeten
zu richten, eine draſtiſche Antwort übrigens für diejenigen
in Deutſchland, welche die öffentliche Meinung bei uns da
von überzeugen wollen, daß wir den Franzoſen nur „mora-
liſche Garantien“, durch fröhlich befliſſenen Wiederauf-
bau in Nordfrankreich und ſonſtiges freundwilliges
Verhalten zu geben brauchten, um ihnen alles zu gewähr-
leiſten, was ſie nur wünſchten. Frankreichs Politik bleibt
nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages ebenſo wie
vorher auf die Vernicht ung des Deutſchen Reiches und
die Zerſetzung des deutſchen Volkes gerichtet und wird ſich
jeder Gelegenheit und jedes Mittels dazu bedienen, ſei es
jetzt, oder nach einem Jahre oder nach fünf oder nach fünf
gehn Jahren. Für Frankreich bedeutet dieſe Friedenszeit
nur die Fortſetzung mit anderen Mitteln des Krieges der
Eroberung und der Vernichtung, den die franzöſiſche Ueber
lieferung und haßerfüllter Eroberungsdrang den Fran
zoſen ſeit vielen Jahrhunderten als ſelbſtverſtändlich vor
ſchreibt.

th. Die Deutſchnationale Volkspartei der preußiſchen Landes-
verſammlung beantragt die Staatsregierung zu erſuchen, baldigſt
einen Entwurf vorzulegen, durch den die Anrechnung ein
Teiles der Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter d
Beamten bei den Kommunalverwaltungen vom I. April d. J, in
gleicher Weiſe, wie es für die Reichs und Staatsbeamten bereits
geſchehen iſt, geregelt wird.

th. Zur Bewährung der Beamtenwirtſchaftsbeihilfen bean
tragt die Deutſchnationale Volkspartei die Wirtſchaftsbeihilfen
auch den Beamten in den abzutretenden Gebieten und den pen
ſionierten Beamten zu gewähren und darauf hinzuwirken, daß
r die Kommunalbegamten ähnliche Beihilfen
erhalten.

Hauptſchriſtleiter Helmun Böttcher.
Verantwortlich ar Politik elmut Böttcher; für politiſche Nachrichter
Voits wirtſchaft und Evert- Hans egtiag für den geſamten übrige

redaktionellen Teil: Adolf Meyer.
Anzeigenteil: Paul Kerſten: ſämtlich in Halle a. S. e

Otty Thiele Buch u. Kunſtdruckeret. Verlag der Halleſchen Zeitung, Halle
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